
BEKANNTMACHUNGEN

Richtlinie der Sozialbehörde zur 
Gewährung von Stipendien und 
Zuschüssen zur Förderung der 

Anerkennung im Ausland erworbener 
Berufsqualifikationen und von 
Fachkräftepotenzialen in der 

Berufsausbildung (Stipendienprogramm)
1.	 Förderungszweck, Rechtsgrundlage

Die Freie und Hansestadt Hamburg gewährt auf der 
Grundlage dieser Richtlinie gemäß § 46 der Landes­
haushaltsordnung und der hierzu erlassenen Verwal­
tungsvorschriften Fördermittel an Personen, die eine 
Anerkennung oder Feststellung der Gleichwertigkeit 
ihrer im Ausland erworbenen Berufsqualifikationen 
in Deutschland (nachfolgend Anerkennung) anstre­
ben, um entsprechend ihrer Qualifikation arbeiten zu 
können.

Im Rahmen der Fachkräftestrategie des Senats wer­
den auch Auszubildende gefördert, die auf Grund 
einer Teilzeitausbildung erhöhte finanzielle Bedarfe 
haben und Auszubildende, die auf Grund ihres Alters 

oder ihrer Nationalität von Förderinstrumenten des 
Bundes ausgeschlossen sind.

Die Förderung soll dazu beitragen, den Fachkräftebe­
darf auf dem Hamburger Arbeitsmarkt zu decken. Sie 
wird nachrangig gewährt, wenn die Antragstellerin 
oder der Antragsteller die Kosten für das Anerken­
nungsverfahren nicht aus eigenen Mitteln finanzie­
ren oder während einer Ausgleichsmaßnahme oder 
Berufsausbildung Einkommensverluste nachweisen 
kann und Mittel des Berufsausbildungsförderungsge­
setzes (BAföG), der Arbeitsförderung Sozialgesetz­
buch (SGB) Drittes Buch (III) oder Mittel der Grund­
sicherung für Arbeitsuchende (SGB II) nicht gewährt 
werden.

Ein Anspruch der Antragstellerin oder des Antrag­
stellers auf Gewährung von Fördermitteln besteht 
nicht. Vielmehr entscheidet die Bewilligungsstelle 
auf Grund ihres pflichtgemäßen Ermessens im Rah­
men der verfügbaren Haushaltsmittel.

2.	 Gegenstand der Förderung

2.1	 Förderung von Anerkennungsverfahren

(1) Förderfähig sind Kosten, die durch ein Anerken­
nungsverfahren bzw. ein Verfahren zur Feststellung 
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der Gleichwertigkeit (nachfolgend Anerkennungs­
verfahren) entstehen. Im Einzelnen sind folgende 
Kosten förderfähig:
a)	 Kosten für Übersetzungen,
b)	 Gebühren und Auslagen für Anerkennungsver­

fahren.
(2) Förderfähig sind auch Kosten für die Durchfüh­
rung von Ausgleichsmaßnahmen bei reglementierten 
Berufen (Anpassungslehrgang, Eignungsprüfung, 
Kenntnisprüfung) sowie vergleichbare Maßnahmen 
bei nicht reglementierten Berufen, wenn sie wesentli­
che Unterschiede der nachgewiesenen Berufsqualifi­
kation aus dem Ausland gegenüber dem erforderli­
chen inländischen Referenzberuf ausgleichen. För­
derfähig sind auch Kosten, die mit der Ausgleichs­
maßnahme oder der vergleichbaren Maßnahme bei 
unreglementierten Berufen im engen Zusammen­
hang stehen. Im Einzelnen sind folgende Kosten för­
derfähig:
a)	 Kosten für Anpassungslehrgänge sowie vergleich­

bare Maßnahmen bei nicht reglementierten Beru­
fen,

b)	 Kosten für Kenntnis- bzw. Eignungsprüfungen 
und Vorbereitungskurse auf diese,

c)	 Kosten für Lernmittel bis zu einer Höhe von 
300,– Euro pro Person. Ausnahmen von dieser 
Deckelung müssen ausführlich begründet und 
genehmigt werden.

d)	 Fahrtkosten für das günstigste regelmäßig verkeh­
rende öffentliche Verkehrsmittel (2. Klasse),

e)	 Kinderbetreuungskosten, soweit der Umfang der 
kostenlos zur Verfügung stehenden Kinderbetreu­
ung nicht ausreichend ist (Nachrangigkeit).

(3) Förderfähig sind Kosten für Sprachkurse, wenn 
sie oberhalb des Niveaus B1 liegen und nicht über­
wiegend dem bloßen Erwerb oder der Verbesserung 
allgemeiner deutscher Sprachkenntnisse dienen und 
für die Ausübung des Berufes ein bestimmtes 
Deutschniveau rechtlich notwendig ist. Vorausset­
zung für eine Förderung ist, dass die folgenden 
Niveaustufen B2, C1 und C2 in jeweils 400 Unter­
richtseinheiten erfolgreich absolviert werden. Gelingt 
dies nicht, ist eine weitere Förderung ausgeschlossen.
Unterrichtseinheiten, die auf Grund nachgewiesener 
Krankheit, Mutterschutz oder Elternzeit nicht in 
Anspruch genommen werden konnten, bleiben unbe­
rücksichtigt. Die Prüfungsgebühren für das jeweils 
höhere Sprachniveau sind grundsätzlich zweimal för­
derfähig, im Falle des vorzeitigen Ablegens der Prü­
fungen ausnahmsweise dreimal. Förderfähig ist der 
Erwerb eines Sprachzertifikates auch, wenn dieses 
vorhanden, aber älter als vier Jahre ist und eine 
zuständige Stelle oder der Träger einer Anpassungs­
maßnahme dies für erforderlich hält. Einzelunter­
richt bedarf der Zustimmung der Sozialbehörde.
a)	 Sprachkurse mit über 400 Unterrichtseinheiten 

sind nur dann förderfähig, wenn diese auf ein­
zelne Berufsgruppen im Zusammenhang mit Ver­
fahren zur Berufsanerkennung ausgerichtet sind 
und sich an den Vorgaben der für die berufliche 
Anerkennung zuständigen Stellen orientieren. 
Hier können bis zu 600 Unterrichtseinheiten 
gefördert werden. Es gelten die Regelungen des 
§ 13 DeuFöV.

(4) Als Stipendium förderfähig sind Kosten zur 
Unterstützung bei der Sicherung des Lebensunter­

halts im Falle nachgewiesener Einkommensverluste 
auf Basis der dauerhaften Einkünfte der vorangegan­
genen sechs Monate für Personen, die an Ausgleichs­
maßnahmen, förderfähigen Sprachkursen oder ver­
gleichbaren Maßnahmen bei unreglementierten 
Berufen teilnehmen. Der Nachweis von Einkom­
mensverlusten entfällt, sofern die Personen in den 
letzten sechs Monaten Freiwilligendienste nach dem 
Bundesfreiwilligengesetz oder dem Gesetz zur Förde­
rung von Jugendfreiwilligendiensten absolviert 
haben, oder als Au-Pair tätig waren.

2.2	 Förderung von Berufsausbildungen

(1) Die Förderung bezieht sich auf eine der folgenden 
beruflichen Ausbildungen:

a)	 einer dualen beruflichen Ausbildung,

b)	 einer vollqualifizierenden Ausbildung in einer 
Berufsfachschule,

c)	 einer Aufstiegsfortbildung gemäß Aufstiegsfort­
bildungsförderungsgesetz (AFBG – „Meister 
BAföG“) .

(2) Förderumfang

a)	 Im Einzelnen sind folgende Kosten förderfähig:

	 aa) � Kurs- oder Schulgebühren,

	 ab) � Kinderbetreuungskosten, soweit der Umfang 
der kostenlos zur Verfügung stehenden Kin­
derbetreuung nicht ausreichend ist (Nachran­
gigkeit).

b)	 Als Stipendium förderfähig sind Kosten zur 
Unterstützung bei der Sicherung des Lebensun­
terhalts im Falle nachgewiesener Einkommens­
verluste auf Basis der dauerhaften Einkünfte der 
vorangegangenen sechs Monate für Personen, die 
eine der vorgenannten Ausbildungen absolvieren. 
Diese Förderleistungen dienen damit ausschließ­
lich der Sicherung von beruflichen Ausbildungs­
verhältnissen und insoweit nicht demselben 
Zweck wie Leistungen nach dem SGB II.

3.	 Antragsberechtigte

3.1	 Antragsberechtigte zu Förderungen nach 2.1 (Aner­
kennungsverfahren)

Antragsberechtigt sind

(1) Personen mit einer im Ausland erworbenen 
Berufsqualifikation, die

a)	 in Hamburg seit mindestens drei Monaten mit 
Hauptwohnsitz gemeldet sind oder

b)	 die sich ohne bisherigen Wohnsitz in Deutschland 
erfolgreich um eine Anpassungsmaßnahme im 
Bereich in Hamburg geltender Engpassberufe 
bemüht haben Für diese Personen entfällt die 
Vorgabe in 3.1 Absatz 1 a). Sie müssen den Haupt­
wohnsitz Hamburg innerhalb zweier Monate nach 
Maßnahmenbeginn belegen. Die Regelung gilt 
nur für die Übernahme der Kosten der Anpas­
sungsmaßnahmen bis 4000,– Euro, nicht für 
andere Fördermöglichkeiten des Programms und 
ist zunächst bis Ende 2021 befristet.

c)	 zur Durchführung der Anpassungsmaßnahme in 
Hamburg mit dem Ziel der vollständigen Aner­
kennung und auf der Grundlage eines vorliegen­
den teilweisen Anerkennungsbescheids künftig 
ihren Hauptwohnsitz in Hamburg zu nehmen 
beabsichtigen und diesen für den Zeitraum der 
Durchführung der Anpassungsqualifizierung tat­
sächlich nach Hamburg verlegen und dies nach­
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weisen. Dies gilt für Antragstellende aus dem 
Bereich der akademischen Heilberufe, Gesund­
heitsfach- und Pflegeberufe sowie weiterer Eng­
passberufe gemäß dem aktuellen Arbeitsmarkt­
monitor der Arbeitsagentur Hamburg. Die Mög­
lichkeit c) besteht zunächst bis 30. Juni 2022.

(2) als arbeitslos oder arbeitssuchend gemeldet sind, 
bzw. nachweisen, unterhalb ihrer im Ausland erwor­
benen Berufsqualifikation beschäftigt zu sein, oder 
sich auf Grund ihres Aufenthaltstitels noch nicht 
arbeitssuchend melden können und

(3) deutsche Staatsbürger oder Staatsangehörige 
anderer Mitgliedstaaten der Europäischen Union 
(Unionsbürger) sind oder über einen Aufenthaltstitel 
nach dem AufenthG oder eine Aufenthaltsgestattung 
nach § 55 des Asylverfahrensgesetzes verfügen sowie 
Geduldete, sofern konkrete Maßnahmen zur Aufent­
haltsbeendigung nicht bevorstehen und die Legiti­
mation des Antragstellers den Geldwäschegesetzen 
entspricht. Gegebenenfalls erfolgt eine Einzelfallprü­
fung.

3.2	 Antragsberechtigte zu Förderungen nach 2.2 (Berufs­
ausbildung)

Antragsberechtigt sind Personen, bei denen mindes­
tens eines der folgenden Kriterien erfüllt ist:

(1) Personen, die eine Teilzeitausbildung absolvieren;

(2) Personen, die auf Grund ihrer Nationalität oder 
ihres Aufenthaltsstatus dem Grunde nach keinen 
Anspruch auf Leistungen des Berufsausbildungsför­
derungsgesetzes (BAföG) oder Berufsausbildungsbei­
hilfe haben;

(3) Personen, die auf Grund ihres Alters dem Grunde 
nach keinen Anspruch auf Leistungen des Berufsaus­
bildungsförderungsgesetzes (BAföG) oder Berufsaus­
bildungsbeihilfe haben.

(4) Personen, die im Rahmen eines Modellversuches 
an einer fachpraktischen Qualifizierung im Rahmen 
einer Ausbildung im Hotel- und Gaststättengewerbe 
außerhalb des Ausbildungsbetriebes teilnehmen. 
Diese Regelung ist pandemiebedingt und vorläufig 
zeitlich befristet bis 31. August, vorbehaltlich einer 
Verlängerung bis 31. Dezember 2021 bei weiterem 
Bedarf.

4.	 Förderungsvoraussetzungen

Die Förderungen nach dieser Richtlinie sind nach­
rangig zu anderen Bundes- oder Länderförderungen 
zu gewähren.

4.1	 Fördervoraussetzungen zu Förderungen nach 2.1 
(Anerkennungsverfahren)

Voraussetzung für eine Förderung ist, dass

(1) nach Einschätzung der Zentralen Anlaufstelle 
Anerkennung (ZAA) die Anerkennung die Chancen 
zur Aufnahme einer der Berufsqualifikation entspre­
chenden Beschäftigung sowie zur eigenständigen 
Sicherung des Lebensunterhaltes langfristig verbes­
sern wird;

(2) eine der folgenden Fallkonstellationen zutrifft:

a)	 nach Einschätzung der ZAA kann die benötigte 
Förderung nicht im Rahmen der §§ 44, 45, 81 SGB 
III beziehungsweise § 16 SGB II in Verbindung 
mit SGB III erfolgen, weil die Antragstellerin/der 
Antragsteller glaubhaft macht, keinen Anspruch 
auf Leistungen nach dem SGB II bzw. SGB III zu 
haben oder

b)	 nach Einschätzung der ZAA kann die benötigte 
Förderung nicht im Rahmen der §§ 45, 81 SGB III 
beziehungsweise § 16 SGB II in Verbindung mit 
SGB III erfolgen, weil zum Zeitpunkt der Antrag­
stellung keine dem Förderbedarf entsprechende, 
nach AZAV zertifizierte Maßnahme existiert oder

c)	 die benötigte Förderung kann nicht im Rahmen 
der §§ 44, 45, 81 SGB III beziehungsweise § 16 
SGB II in Verbindung mit SGB III erfolgen und 
die Antragstellerin/der Antragsteller weist dies 
durch schriftliche Ablehnungsbescheide der 
Agentur für Arbeit oder von Jobcenter team.
arbeit.hamburg nach.

4.2	 Fördervoraussetzungen zu Förderungen nach 2.2 
(Berufsausbildung)
Voraussetzung für eine Förderung ist, dass
(1) der Ausbildungsort in Hamburg liegt,
(2) die Antragstellerin oder der Antragsteller über 
keinen in Deutschland erworbenen Berufsabschluss 
oder ein in Deutschland abgeschlossenes Hochschul­
studium (Bachelor- oder Bakkalaureus-Studiengang) 
verfügt,
(3) die Antragstellerin oder der Antragsteller die Aus­
bildung nicht oder nicht vollständig aus eigenen 
Mitteln finanzieren kann und
(4) die Antragstellerin oder der Antragsteller durch 
schriftliche Nachweise der jeweils zuständigen Stelle 
nachweist, dass gesetzliche Förderleistungen und 
gesetzliche Leistungen zur Sicherung des Lebensun­
terhaltes (insbesondere Leistungen nach BAföG, 
§§ 59 ff SGB III und § 27 SGB II) nicht gewährt wer­
den (Nachrangigkeit).
Antragstellerinnen oder Antragsteller, die über einen 
im Ausland erworbenen Berufsabschluss verfügen, 
haben grundsätzlich ihre Berufsanerkennung anzu­
streben. Eine Zweitausbildung kann nur gefördert 
werden, wenn das Anerkennungsverfahren nicht zur 
vollen Gleichwertigkeit führt.

5.	 Art und Umfang der Förderung
5.1 	 Förderungsart

Gewährt werden:
(1) Stipendien als laufende Auszahlungen hälftig in 
Form zinsloser Darlehen und nicht-rückzahlbarer 
Zuschüsse und gegebenenfalls eines nicht-rückzahl­
baren Kinderzuschlages und
(2) nicht-rückzahlbare Einmalzuschüsse und zinslose 
Darlehen zu den unter 2 genannten Kosten.

5.2	 Finanzierungsart
Die Förderung erfolgt jeweils als Festbetragsfinanzie­
rung.

5.3	 Umfang der Förderung
(1) Stipendium:
Die Höhe des Stipendiums richtet sich nach den 
Bestimmungen zur Ermittlung1) des elternunabhän­
gigen BAföG für ein Hochschulstudium nach dem 
Bundesausbildungsförderungsgesetz. Abweichend 
von den Bestimmungen des BAföG wird das dauer­
hafte tatsächliche Einkommen der vorangegangenen 
sechs Monate vor Beginn der Maßnahme zu Grunde 
gelegt. Das Stipendium ist abhängig von der Dauer 
der Ausgleichsmaßnahme, der vergleichbaren Maß­

1) � Weitere Informationen sind z. B. zu finden unter: 
www.bafoeg-rechner.de/rechner
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nahme bei unreglementierten Berufen oder der 
Berufsausbildung. Es wird in Fällen nach 2.1 (Aner­
kennungsverfahren) längstens für drei Jahre und in 
Fällen nach 2.2 (Berufsausbildung) längstens für die 
Dauer der Berufsausbildung gewährt. Das Stipen­
dium wird bis zum Ablauf des Monats gezahlt, in 
dem die Berufsausbildung oder die Maßnahme tat­
sächlich enden. Sofern Anerkennungsverfahren oder 
Berufsausbildungen unterbrochen werden, besteht 
für diesen Zeitraum kein Anspruch auf Förderung. 
Die Unterbrechungszeiten werden nicht auf den För­
derzeitraum angerechnet. Die Höhe des Stipendiums 
wird von der Investitions- und Förderbank Hamburg 
(IFB) festgelegt.

Ein Hinzuverdienst ist möglich und wirkt sich nicht 
auf die Höhe des Stipendiums aus, solange die Summe 
der Förderung durch das Stipendium und das durch 
Hinzuverdienst erzielte tatsächliche Einkommen das 
Einkommen vor der Gewährung des Stipendiums 
nicht überschreitet.

(2) Einmalzuschüsse und zinslose Darlehen:

Die Finanzierung von anerkannten förderungsfähi­
gen Kosten im Anerkennungsverfahren bzw. für die 
Berufsausbildung erfolgt vorrangig durch Einmalzu­
schüsse, begrenzt auf höchstens 4000,– Euro pro 
geförderter Person. Einmalzuschüsse unter 100,– 
Euro werden nicht bewilligt.

Fallen höhere anerkannte förderungsfähige Kosten 
an, kann ergänzend ein zinsloses Darlehen bis zur 
Höhe von 6000,– Euro bewilligt werden.

Im Anerkennungsverfahren kann das zinslose Darle­
hen auf maximal 10 000,– Euro erhöht werden, wenn 
die anerkannten förderfähigen Kosten dies für das 
Anerkennungsverfahren zwingend erfordern.

Die Höhe des Einmalzuschusses und des zinslosen 
Darlehens wird von der IFB im Bewilligungsverfah­
ren festgesetzt.

Werden keine Stipendien gewährt, darf für die Bewil­
ligung von Kosten für Anerkennungsverfahren, Aus­
gleichsmaßnahmen und Sicherung der Berufsausbil­
dung das Bruttoeinkommen des Antragstellers im 
Jahr der Förderung einen Betrag von 26 000,– Euro 
nicht überschreiten. Maßgeblich ist die Summe der 
positiven Einkünfte im Sinne von § 2 Absätze 1 und 2 
des Einkommenssteuergesetzes. Ist der Antragsteller 
verheiratet oder verpartnert, sind die Einkünfte des 
Ehegatten/Lebenspartners einzurechnen, die Brutto­
einkommensgrenze erhöht sich gleichzeitig auf 
40 000,– Euro. Es reduzieren sich die Einkünfte um 
die nachgewiesenen Kinderfreibeträge. Ein Aus­
gleich mit Verlusten aus anderen Einkunftsarten bzw. 
mit Verlusten des zusammenveranlagten Ehegatten 
ist nicht zulässig. Die Höhe des Einmalzuschusses 
wird von der IFB festgelegt.

Das Vermögen des Antragstellers ist anzurechnen, 
soweit es den Betrag von 10 000,– Euro zuzüglich 
3000,– Euro für den Ehegatten oder Lebenspartner 
und jedes Kind überschreitet.

6.	 Sonstige Zuwendungsbestimmungen

Die Antragstellung muss grundsätzlich vor Beginn 
des Vorhabens erfolgen. Ein Vorhabenbeginn ist dann 
gegeben, wenn bereits vor Antragstellung ohne 
Zustimmung der Beratungsstelle verbindliche Ver­
pflichtungen eingegangen wurden. Es ist das Vorha­
benziel, den etwaigen Abbruch einer Berufsausbil­
dung bzw. einer Ausgleichsmaßnahme nach § 2.1 

Absatz 2 zu vermeiden. In diesen Fällen kann die 
Förderungsgewährung rückwirkend zum Datum der 
Antragsstellung erfolgen.
Die Gewährung der Zuwendung kann mit der Auf­
lage verbunden werden, dass die/der Förderungsemp­
fangende sich verpflichtet, während des Förderzeit­
raums eine geeignete Beratung in Anspruch zu neh­
men und dies nachzuweisen.

7.	 Verfahren
7.1	 Beratungs- und Antragsverfahren in Fällen nach 2.1 

(Anerkennungsverfahren)
Die Beratung zu Förderungen und zur Antragstel­
lung nach 2.1 erfolgt durch das Diakonische Werk 
Hamburg, Zentrale Anlaufstelle Anerkennung 
(ZAA). Die ZAA berät ebenfalls zu Anerkennungs­
verfahren in Hamburg, stellt den Kontakt zur zustän­
digen Anerkennungsstelle in Hamburg her, nimmt 
die Anträge auf Gewährung der Förderung entgegen 
und berät zu alternativen Fördermöglichkeiten. Nach 
einer Vorprüfung auf Vollständigkeit, Plausibilität 
und Förderfähigkeit (gemäß den Fördervorausset­
zungen unter 4.1) werden die Anträge von dort mit 
einer entsprechenden fachkundigen Stellungnahme 
(inklusive einer Berechnung der Förderhöhe) an die 
IFB zur Prüfung, Entscheidung und Bescheidertei­
lung weitergeleitet.
Bei der Gewährung eines Stipendiums schließt die 
IFB darüber hinaus einen Darlehensvertrag mit dem/
der Förderungsempfangenden ab.
Die Antragstellung erfolgt auf einem Vordruck der 
IFB.
Dem Antrag müssen in jedem Fall die folgenden 
Unterlagen beigefügt werden:
(1) Identitätsnachweis (in der Regel Pass oder Perso­
nalausweis);
(2) gegebenenfalls Kopie des Aufenthaltstitels, der 
Duldung oder der Aufenthaltsgestattung nach § 55 
des Asylverfahrensgesetzes;
(3) Selbstauskunft des Antragstellers oder der Antrag­
stellerin zu den Vermögensverhältnissen gemäß Vor­
druck der IFB;
(4) Erklärung zu den Einkommensverhältnissen des 
Antragstellers oder der Antragstellerin vor und wäh­
rend des Förderzeitraums gemäß Vordruck der IFB 
nebst dazugehörigen Nachweisen. Hierzu gehören 
auch Kopien der Leistungsbescheide, sofern bei 
Antragstellung bereits andere öffentliche Leistungen 
bezogen werden (z. B. Arbeitslosengeld I, Arbeits­
losengeld II, Wohngeld, BAB, BAföG).
Folgende Unterlagen sind ergänzend vorzulegen, 
wenn eine Förderung des Anerkennungsverfahrens 
vor Erteilung eines Feststellungsbescheides beantragt 
wird:
(5) Nachweis über einschlägige Berufserfahrungen 
oder sonstiger im Ausland erworbener Ausbildungs­
nachweise (beglaubigte und übersetzte Zeugnisse 
usw.);
(6) tabellarische Aufstellung einschlägig absolvierter 
Ausbildungsgänge und der ausgeübten Erwerbstätig­
keit in deutscher Sprache;
(7) Einschätzung der ZAA, ob das Anerkennungsver­
fahren die Chancen zur Aufnahme einer der Berufs­
qualifikation entsprechenden Beschäftigung sowie 
der eigenständigen Sicherung des Lebensunterhaltes 
langfristig verbessern wird;
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(8) schriftliche Erklärung durch die Agentur für 
Arbeit Hamburg oder Jobcenter team.arbeit.ham­
burg, dass eine Förderung im Rahmen des Vermitt­
lungsbudgets nach § 44 SGB III nicht erfolgen kann.

Folgende Unterlagen sind ergänzend vorzulegen, 
wenn eine Förderung von Ausgleichsmaßnahmen 
oder vergleichbaren Maßnahmen bei unreglemen­
tierten Berufen nach Erteilung eines Feststellungsbe­
scheides beantragt wird:

(9) Einschätzung der ZAA, ob die Ausgleichsmaß­
nahme oder eine vergleichbare Maßnahme bei 
unreglementierten Berufen die Chancen zur Auf­
nahme einer der Berufsqualifikation entsprechenden 
Beschäftigung sowie der eigenständigen Sicherung 
des Lebensunterhaltes langfristig verbessern wird;

(10) Bescheid der zuständigen Stelle und genaue 
Beschreibung der geplanten Ausgleichsmaßnahme 
und Aufstellung der damit verbundenen Kosten.

Die Vorprüfung der Förderungswürdigkeit von För­
derungen nach 2.1 erfolgt durch das Diakonische 
Werk Hamburg, das im Bedarfsfall weitere Unterla­
gen vom Antragsteller anfordern kann.

7.2	 Antragsverfahren in Fällen nach 2.2 (Berufsausbil­
dung)

Die Antragstellung zu Förderungen nach 2.2 erfolgt 
durch den Antragsteller direkt bei der IFB.

Die Antragstellung erfolgt auf einem Vordruck der 
IFB. Dem Antrag müssen in jedem Fall die folgenden 
Unterlagen beigefügt werden:

(1) Identitätsnachweis (in der Regel Pass oder Perso­
nalausweis);

(2) gegebenenfalls Kopie des Aufenthaltstitels, der 
Duldung oder der Aufenthaltsgestattung nach § 55 
des Asylverfahrensgesetzes;

(3) der Ausbildungsvertrag oder eine Bescheinigung 
über eine vollqualifizierende Ausbildung in einer 
Berufsfachschule oder für eine Aufstiegsfortbildung;

(4) Ablehnungsbescheide BAB und BAföG oder ent­
sprechend geeignete Nachweise, aus denen hervor­
geht, dass kein Anspruch auf diese Leistungen 
besteht;

(5) Selbstauskunft des Antragstellers oder der Antrag­
stellerin zu den Vermögensverhältnissen gemäß Vor­
druck der IFB;

(6) Erklärung zu den Einkommensverhältnissen des 
Antragstellers oder der Antragstellerin vor und wäh­
rend des Förderzeitraums gemäß Vordruck der IFB 
nebst dazugehörigen Nachweisen. Hierzu gehören 
auch Kopien der Leistungsbescheide, sofern bei 
Antragstellung bereits andere öffentliche Leistungen 
bezogen werden (z. B. Arbeitslosengeld I, Arbeitslo­
sengeld II, Wohngeld, BAB, BAföG);

(7) Mietvertrag;

(8) Nachweis über gegebenenfalls beantragte Kurs- 
oder Schulgebühren bzw. Kinderbetreuungskosten.

7.3	 Bewilligung/Auszahlung/Rückzahlung

Über die Förderanträge entscheidet die IFB im Auf­
trag der Sozialbehörde nach pflichtgemäßem Ermes­
sen. Bewilligungsbescheid und Darlehensvertrag 
regeln das Verfahren im Einzelnen.

7.3.1	 Auszahlungen
(1) Stipendium
Die Auszahlung beginnt mit Beginn der Ausgleichs­
maßnahme, der vergleichbaren Maßnahme bei 
unreglementierten Berufen, der Berufsausbildung 
oder einem anderweitig vertraglich vereinbarten Ter­
min. Die Auszahlungen erfolgen monatlich. Die Aus­
zahlungen enden in Förderfällen nach 2.1 (Anerken­
nungsverfahren) spätestens nach drei Jahren. In För­
derfällen nach 2.2 (Berufsausbildung) enden die Aus­
zahlungen spätestens mit dem Ende der Berufsausbil­
dung. Schließt sich in Förderfällen nach 2.1 (Aner­
kennungsverfahren) an das tatsächliche Ende der 
Ausgleichsmaßnahme nicht unmittelbar ein Prü­
fungstermin an, wird das Stipendium für die Zeit­
spanne zwischen dem Ende der Ausgleichsmaß­
nahme und dem nächstmöglichen Prüfungstermin 
verlängert, jedoch maximal bis zum Ablauf des zwei­
ten Monats nach dem Ende der Ausgleichsmaß­
nahme. Ein Nachweis über den nächstmöglichen 
Prüfungstermin ist der IFB-Hamburg vorzulegen.
(2) Einmalzuschüsse/zinslose Darlehen
Die Auszahlung der bewilligten Mittel erfolgt durch 
die IFB auf Anforderung auf Vordruck der IFB vor 
dem Termin, zu dem sie für den Zuwendungszweck 
benötigt werden. Die Kurs- und Prüfungsgebühren 
werden zur Verfahrenserleichterung in der Regel von 
der IFB direkt an das durchführende Institut über­
wiesen.

7.3.2	 Rückzahlung des Darlehens
Die Darlehen nach Punkt 5.3 Absatz 1 und 5.3 Ab- 
satz 2 werden, mit Ausnahme der letzten Rate, mit 
monatlich 130,– Euro zurückgezahlt. Nach vollstän­
diger Rückzahlung des Darlehens für das Stipendium 
(Punkt 5.3 Absatz 1) beginnt die Rückzahlung des 
Darlehens für die Kosten des Anerkennungsverfah­
rens (Punkt 5.3 Absatz 2). Die Rückzahlung beginnt 
ein Jahr nach Beendigung des Anpassungslehrgangs/
der Berufsausbildung. Sofern kein Anpassungslehr­
gang bzw. keine Ausbildung absolviert und kein 
monatliches Stipendium gewährt wurde, ist für die 
Rückzahlung von zinslosen Darlehen das Datum der 
Anerkennungsentscheidung bzw. das Datum des 
Abbruchs der Maßnahme maßgeblich.

7.4	 Tatsächliches Einkommen während des Stipendiums
Der IFB ist unverzüglich nach Abschluss des Anpas­
sungslehrgangs/der Berufsausbildung eine Erklärung 
über das tatsächliche Einkommen während des Sti­
pendiums auf Vordruck der IFB unter Beifügung 
geeigneter Nachweise vorzulegen (z. B. Gehaltsab­
rechnungen, Leistungsbescheide). Wenn das tatsäch­
lich erzielte Einkommen über dem vor Antragstel­
lung prognostizierten Einkommen liegt, werden zu 
viel erhaltene Fördermittel zurückgefordert.

7.5	 Vorzeitige Beendigung der Förderung
Die Förderung nach dieser Richtlinie endet, sobald 
die/der Förderungsempfangende einen Anspruch auf 
Fördermittel des Bundes erwirkt, die dem gleichen 
Zweck wie die Fördermittel dieser Richtlinie dienen. 
Dies sind insbesondere Leistungen des Berufsausbil­
dungsförderungsgesetzes (BAföG) oder Berufsausbil­
dungsbeihilfe. Die Pflicht zur Rückzahlung von Dar­
lehen gemäß Nummer 7.3.2 bleibt hiervon unberührt.

7.6	 Verwendungsnachweisverfahren

Die/der Förderungsempfangende ist verpflichtet, bei 
Maßnahmen der Erfolgskontrolle durch die Sozialbe­
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hörde, der IFB oder durch sie beauftragte Dritte 
mitzuwirken. Sofern die/der Förderungsempfan­
gende seiner Mitwirkungspflicht nicht nachkommt, 
können die bereits gewährten Fördermittel wider­
rufen werden.

7.6.1	 Verwendungsnachweisverfahren Anerkennungsver­
fahren

Über die regelmäßige Teilnahme an der geförderten 
Fortbildung ist bei Maßnahmenende unaufgefordert 
ein Nachweis zu erbringen. Die IFB ist berechtigt, 
bei längeren Fortbildungsmaßnahmen zwischenzeit­
liche Nachweise anzufordern. Die IFB ist nach dem 
Vorliegen der Anerkennungsentscheidung unverzüg­
lich und unaufgefordert über die Selbige zu informie­
ren. Die Information der IFB erfolgt schriftlich unter 
Vorlage geeigneter Nachweise.

7.6.2	 Verwendungsnachweisverfahren Berufsausbildung

Nach Beendigung der Berufsausbildung hat die/der 
Förderungsempfangende der IFB unaufgefordert 
einen Nachweis zu erbringen, aus dem die Beendi­
gung der Berufsausbildung hervorgeht. In Fällen, in 
denen die Berufsausbildung vorzeitig abgebrochen 
wird, sich verkürzt oder verlängert, hat die/der För­
derungsempfangende die IFB unverzüglich zu infor­
mieren.

7.6.3	 Verwendungsnachweisverfahren IFB

Die IFB stellt der Sozialbehörde jährlich die nachste­
henden Kennzahlen zur Verfügung.

(1) Anzahl der Förderungsempfangenden, die eine 
Voll- oder Teilanerkennung oder Feststellung der 
Gleichstellung ihrer im Ausland erworbenen Berufs­
qualifikation erreicht haben.

(2) Anzahl der Förderungsempfangenden, die keine 
Anerkennung oder Feststellung der Gleichstellung 
ihrer im Ausland erworbenen Berufsqualifikation 
erreicht haben.

(3) Anzahl der Förderungsempfangenden, die erfolg­
reich eine Berufsausbildung abgeschlossen haben.

(4) Anzahl der Förderungsempfangenden, die ihre 
Berufsausbildung nicht erfolgreich abschließen 
konnten.

Darüber hinaus berichtet die IFB der Sozialbehörde 
quartalsweise schriftlich über die ausgesprochenen 
Bewilligungen und Auszahlungen entsprechend der 
Anforderung der Sozialbehörde. Näheres vereinbaren 
Sozialbehörde und IFB im Rahmen einer gesondert 
zu schließenden Durchführungsvereinbarung.

Auf Grundlage dieser Kennzahlen soll eine kontinu­
ierliche Erfolgsmessung und -bewertung sowohl der 
Maßnahme als auch des Förderprogramms ermög­
licht werden.

7.7	 Zu beachtende Vorschriften

Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung 
der Zuwendungen sowie für den Nachweis und die 
Prüfung der Verwendung und die gegebenenfalls 
erforderliche Rückforderung der gewährten Mittel 
gelten die Allgemeinen Nebenbestimmungen 
(ANBest-P) der Anlage 2 VV zu § 46 LHO, soweit 
nicht in diesen Förderrichtlinien Abweichungen 
zugelassen sind, und das Hamburgische Verwaltungs­
verfahrensgesetz.

8.	 Inkrafttreten

Diese Förderrichtlinie tritt nach Bekanntgabe im 
Amtlichen Anzeiger der Freien und Hansestadt 
Hamburg in Kraft und ist bis zum 31. Dezember 2021 
befristet.

Hamburg, den 2. Juli 2021

Die Behörde für Arbeit, Gesundheit, Soziales, Familie 
und Integration (Sozialbehörde)

Amtl. Anz. S. 1129

Veränderung der Benutzbarkeit von 
öffentlichen Wegeteilflächen im Stadtteil 

Wilhelmsburg – Hauland –
Nach § 7 in Verbindung mit § 6 Absatz 2 des Hamburgi­

schen Wegegesetzes in der Fassung vom 22. Januar 1974 
(HmbGVBl. S. 41, 83) mit Änderungen wird die Widmung 
vom 26. Juni 1989 (veröffentlicht im Amtl. Anz. Nr. 130 
vom 7. Juli 1989 S. 1342) der im Bezirk Hamburg-Mitte, 
Gemarkung Wilhelmsburg, belegenen Flächen der Flur­
stücke 5386 (teilweise, etwa 240 m²), 2966 (teilweise, etwa 
20 m²), 4900 (teilweise, etwa 2200 m²) mit sofortiger Wir­
kung auf den Fußgängerverkehr und den Radverkehr 
beschränkt. Der bisherige Widmungsumfang für den Anlie­
gerverkehr mit Fahrzeugen mit einem Gesamtgeweicht bis 
2,8 t und den landwirtschaftlichen Verkehr entfällt. Bei der 
Fläche des Flurstücks 2966 beschränkt sich die Verände­
rung der Benutzbarkeit auf die Wegeoberfläche.

Der räumliche Umfang der Widmung ergibt sich aus 
dem Lageplan und ist orange gekennzeichnet. Der Plan 
über den Verlauf der in ihrer Benutzbarkeit geänderten 
Wegeflächen liegt für die Dauer eines Monats während der 
Dienststunden im Fachamt Management des öffentlichen 
Raumes des Bezirksamtes Hamburg-Mitte, Caffamacher­
reihe 1-3, Zimmer B6.136, 20355 Hamburg, zur Einsicht für 
jedermann öffentlich aus. Während dieser Zeit können alle, 
deren Interessen durch die Maßnahme berührt werden, 
Einwendungen im Fachamt vorbringen.

Hamburg, den 5. Juli 2021

Das Bezirksamt Hamburg-Mitte
Amtl. Anz. S. 1134

Widmung einer Wegefläche in der Straße 
Gätgensstraße/Bezirk Altona

Nach § 6 des Hamburgischen Wegegesetzes in der Fas­
sung vom 22. Januar 1974 (HmbGVBl. S. 41, 83) wird im 
Bezirk Altona, Gemarkung Dockenhuden, Ortsteil 223, 
eine etwa 1892 m² große, in der Straße Gätgensstraße lie­
gende Wegefläche (Flurstück 2701) mit sofortiger Wirkung 
dem öffentlichen Verkehr gewidmet.

Die urschriftliche Verfügung mit Lageplänen kann beim 
Bezirksamt Altona, Management des öffentlichen Raumes, 
Raum 305, Jessenstraße 1-3, 22767 Hamburg, eingesehen 
werden. Der räumliche Umfang dieser Widmung ergibt 
sich aus den entsprechenden Lageplänen und ist gelb 
gekennzeichnet.

Hamburg, den 1. Juli 2021

Das Bezirksamt Altona
Amtl. Anz. S. 1134
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Widmung einer Wegefläche in der Straße 
Gerstenbergstraße/Bezirk Altona

Nach § 6 des Hamburgischen Wegegesetzes in der Fas­
sung vom 22. Januar 1974 (HmbGVBl. S. 41, 83) wird im 
Bezirk Altona, Gemarkung Nienstedten, Ortsteil 221, eine 
etwa 4049 m² große, in der Straße Gerstenbergstraße lie­
gende Wegefläche (Flurstück 1050) mit sofortiger Wirkung 
dem öffentlichen Verkehr gewidmet.

Für den Verbindungsweg zwischen Hausnummer 19/23 
und Jenischstraße wird die Widmung auf den Fußgänger- 
und Fahrradverkehr beschränkt.

Die urschriftliche Verfügung mit Lageplänen kann beim 
Bezirksamt Altona, Management des öffentlichen Raumes, 
Raum 305, Jessenstraße 1-3, 22767 Hamburg, eingesehen 
werden. Der räumliche Umfang dieser Widmung ergibt 
sich aus den entsprechenden Lageplänen und ist gelb 
gekennzeichnet.

Hamburg, den 1. Juli 2021

Das Bezirksamt Altona
Amtl. Anz. S. 1135

Widmung einer Wegefläche in der Straße 
Hirtentäschelweg/Bezirk Altona

Nach § 6 des Hamburgischen Wegegesetzes in der Fas­
sung vom 22. Januar 1974 (HmbGVBl. S. 41, 83) wird im 
Bezirk Altona, Gemarkung Sülldorf, Ortsteil 226, eine etwa 
406 m² große, in der Straße Hirtentäschelweg liegende 
Wegefläche (Flurstück 1023) mit sofortiger Wirkung dem 
öffentlichen Verkehr gewidmet.

Die urschriftliche Verfügung mit Lageplänen kann beim 
Bezirksamt Altona, Management des öffentlichen Raumes, 
Raum 305, Jessenstraße 1-3, 22767 Hamburg, eingesehen 
werden. Der räumliche Umfang dieser Widmung ergibt 
sich aus den entsprechenden Lageplänen und ist gelb 
gekennzeichnet.

Hamburg, den 1. Juli 2021

Das Bezirksamt Altona
Amtl. Anz. S. 1135

Widmung einer Wegefläche in der Straße 
Ferdinands Höh/Bezirk Altona

Nach § 6 des Hamburgischen Wegegesetzes in der Fas­
sung vom 22. Januar 1974 (HmbGVBl. S. 41, 83) wird im 
Bezirk Altona, Gemarkung Dockenhuden, Ortsteil 224, 
eine etwa 3169 m² große, in der Straße Ferdinands Höh lie­
gende Wegefläche (Flurstück 785) mit sofortiger Wirkung 
dem öffentlichen Verkehr gewidmet.

Die urschriftliche Verfügung mit Lageplänen kann beim 
Bezirksamt Altona, Management des öffentlichen Raumes, 
Raum 305, Jessenstraße 1-3, 22767 Hamburg, eingesehen 
werden. Der räumliche Umfang dieser Widmung ergibt 
sich aus den entsprechenden Lageplänen und ist gelb 
gekennzeichnet.

Hamburg, den 1. Juli 2021

Das Bezirksamt Altona
Amtl. Anz. S. 1135

Widmung einer Wegefläche in der Straße 
Flaßmoor/Bezirk Altona

Nach § 6 des Hamburgischen Wegegesetzes in der Fas­
sung vom 22. Januar 1974 (HmbGVBl. S. 41, 83) wird im 
Bezirk Altona, Gemarkung Osdorf, Ortsteil 220, eine etwa 
1587 m² große, in der Straße Flaßmoor liegende Wegefläche 
(Flurstück 316 teilweise) mit sofortiger Wirkung dem 
öffentlichen Verkehr gewidmet.

Die urschriftliche Verfügung mit Lageplänen kann beim 
Bezirksamt Altona, Management des öffentlichen Raumes, 
Raum 305, Jessenstraße 1-3, 22767 Hamburg, eingesehen 
werden. Der räumliche Umfang dieser Widmung ergibt 
sich aus den entsprechenden Lageplänen und ist gelb 
gekennzeichnet.

Hamburg, den 1. Juli 2021

Das Bezirksamt Altona
Amtl. Anz. S. 1135

Widmung einer Wegefläche in der Straße 
Ibsenweg/Bezirk Altona

Nach § 6 des Hamburgischen Wegegesetzes in der Fas­
sung vom 22. Januar 1974 (HmbGVBl. S. 41, 83) wird im 
Bezirk Altona, Gemarkung Dockenhuden, Ortsteil 223, 
eine etwa 1164 m² große, in der Straße Ibsenweg liegende 
Wegefläche (Flurstück 85 teilweise) mit sofortiger Wirkung 
dem öffentlichen Verkehr gewidmet.

Für den Wegeteil von der Rissener Landstraße bis Haus 
Nummer 2 wird die Widmung auf den Anlieger-, Fußgän­
ger- und Fahrradverkehr beschränkt.

Für den Wegeteil von Haus Nummer 2 bis Strindberg­
weg wird die Widmung auf den Fußgängerverkehr 
beschränkt.

Die urschriftliche Verfügung mit Lageplänen kann beim 
Bezirksamt Altona, Management des öffentlichen Raumes, 
Raum 305, Jessenstraße 1-3, 22767 Hamburg, eingesehen 
werden. Der räumliche Umfang dieser Widmung ergibt 
sich aus den entsprechenden Lageplänen und ist gelb 
gekennzeichnet.

Hamburg, den 1. Juli 2021

Das Bezirksamt Altona
Amtl. Anz. S. 1135

Widmung Hartnitweg 
im Bezirk Eimsbüttel

Nach § 6 des Hamburgischen Wegegesetzes in der Fas­
sung vom 22. Januar 1974 (HmbGVBl. S. 41) wird die im 
Bezirk Eimsbüttel, Ortsteil 317, Gemarkung Lokstedt 
(Flurstück 1672), in der Straße Hartnitweg belegene Wege­
fläche mit sofortiger Wirkung dem öffentlichem Verkehr 
gewidmet.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats 
nach Bekanntgabe Widerspruch beim Bezirksamt Eims­
büttel, Fachamt Management des öffentlichen Raumes, 
Grindelberg 66, 20144 Hamburg, eingelegt werden.

Hamburg, den 28. Juni 2021

Das Bezirksamt Eimsbüttel
Amtl. Anz. S. 1135
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Widmung Corveystraße 
im Bezirk Eimsbüttel

Nach § 6 des Hamburgischen Wegegesetzes in der Fas­
sung vom 22. Januar 1974 (HmbGVBl. S. 41) wird die im 
Bezirk Eimsbüttel, Ortsteil 317, Gemarkung Lokstedt 
(Flurstück 1206), in der Straße Corveystraße belegene 
Wegefläche mit sofortiger Wirkung dem öffentlichen Ver­
kehr gewidmet.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats 
nach Bekanntgabe Widerspruch beim Bezirksamt Eims­
büttel, Fachamt Management des öffentlichen Raumes, 
Grindelberg 66, 20144 Hamburg, eingelegt werden.

Hamburg, den 29. Juni 2021

Das Bezirksamt Eimsbüttel
Amtl. Anz. S. 1136

Druckfehlerberichtigung
In der Bekanntmachung „Berufliche Hochschule Ham­

burg (BHH) – Vorläufige Grundordnung“ vom 21. Juni 
2021 (Amtl. Anz. S. 1060) muss es in der Schlussformel statt 

„Berufliche Schule Hamburg (BHH)“ richtig heißen: 
„Berufliche Hochschule Hamburg (BHH)“.

Amtl. Anz. S. 1136 

Satzung der Medienanstalt Hamburg / 
Schleswig-Holstein (MA HSH) –

Bekanntmachung gemäß § 39 Abs. 2 Nr. 12 
MStV HSH

Folgende Satzung der Medienanstalt Hamburg / Schles­
wig-Holstein (MA HSH) wurde gemäß § 39 Abs. 2 Nr. 12 
MStV HSH i.V.m. mit § 68 LVwG Schleswig-Holstein im 
Internet unter www.ma-hsh.de bekannt gemacht:

Satzung zur Durchführung der Vorschriften gemäß § 84 
Abs. 8 Medienstaatsvertrag zur leichten Auffindbarkeit von 
privaten Angeboten (Public-Value-Satzung) vom 14. Juni 
2021.

Norderstedt, den 1. Juli 2021

Medienanstalt Hamburg / Schleswig-Holstein 
(MA HSH)

Der Direktor
Amtl. Anz. S. 1136

ANZEIGENTEIL
Behördliche Mitteilungen

Auftragsbekanntmachung

Richtlinie 2014/24/EU

ABSCHNITT I: ÖFFENTLICHER AUFTRAGGEBER

I.1) 	 Name und Adressen

Offizielle Bezeichnung:  
BBA Hamburg, in Vertretung für die BImA

Postanschrift: 
Nagelsweg 47, 20097 Hamburg 
NUTS-Code: DE600 
Land: DE 
Telefax: +49 (40)427921200 
E-Mail: vergabestelle@bba.hamburg.de

Internet-Adresse(n): 
Hauptadresse (URL):  
http://www.hamburg.de/ 
behoerdenfinder/hamburg/11255485

I.3) 	 Kommunikation

Die Auftragsunterlagen stehen für einen unein­
geschränkten und vollständigen direkten Zugang 
gebührenfrei zur Verfügung unter

https://abruf.bi-medien.de/D443685078

Weitere Auskünfte erteilt folgende Kontaktstelle:

Offizielle Bezeichnung: 
Bundesbauabteilung Hamburg,  
Kommunikation nur über bi-medien 

Postanschrift: 
Nagelsweg 47, 20097 Hamburg 
NUTS-Code: DE600 
Land: DE

Kontaktstelle(n): 
Bundesbauabteilung Hamburg 
eMail: vergabestelle@bba.hamburg.de

Internet-Adresse(n): 
Hauptadresse (URL): 
https://www.bi-medien.de

Angebote sind elektronisch einzureichen.  
http://www.bi-medien.de 
Schriftliche Angebote sind nicht zulässig.

I.4) 	 Art des öffentlichen Auftraggebers

Agentur/Amt auf zentral- oder bundesstaatlicher 
Ebene

I.5) 	 Haupttätigkeit(en)

Allgemeine öffentliche Verwaltung

ABSCHNITT II: GEGENSTAND

II.1) 	 Umfang der Beschaffung

II.1.1) 	 Bezeichnung des Auftrags

ehemalige Maschinenfabirik Hamburg Rissen, 
Hydraulische Abstromsicherung

Referenznummer der Bekanntmachung:  
21 E 0231
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II.1.2) 	 CPV-Code

90733900-3

II.1.3) 	 Art des Auftrags

Dienstleistungen

II.1.4) 	 Kurze Beschreibung

Brunnenbohrung, Lieferung /Anschluss einer 
GW-Reinigungsanlage, Betrieb und Monitoring 
über 10 Jahre

II.1.6) 	 Angaben zu den Lose

Aufteilung des Auftrags in Lose: Nein

II.2) 	 Beschreibung

II.2.2) 	 Weitere(r) CPV-Code(s)

65120000-0

II.2.3) 	 Erfüllungsort

Nuts-Code: DE600

Hauptort Ausführung: 22559 Hamburg

II.2.4) 	 Beschreibung der Beschaffung

Zum Schutz der Trinkwasserversorgung aus dem 
Wasserschutzgebiet Trinkwasserfassungen Baurs­
berg soll eine hydraulische Abstromsicherung 
mit zwei Entnahmebrunnen errichtet werden. 
Hierzu wurde auf Basis der Erkundungen, Simu­
lationen und Gutachten aus der Vorkonzeption 
eine Entscheidungsvorlage zur Auswahl einer 
Variante zur hydraulischen Abstromsicherung 
im Rahmen der Entwurfsplanung erstellt. Hierzu 
soll folgende Variante zur hydraulischen Ab­
stromsicherung umgesetzt werden:

– 	 Errichtung und Ausbau des Entnahmebrun­
nens 1

– 	 Ausbau einer vorhandenen Grundwassermess­
stelle zum Entnahmebrunnen 2

– 	 Entnahmerate von 7 m³/h pro Brunnen 
(Gesamtvolumen: 122.640 m³/a)

– 	 Reinigung des kontaminierten Grundwassers 
über eine Reinigungsanlage (Aktivkohlefilter 
oder vergleichbares Verfahren)

– 	 Einleitung des gereinigten Grundwassers in 
ein Regenwassersiel

II.2.7) 	 Laufzeit des Vertrags

Beginn: 1. Oktober 2021 
Ende: 30. September 2031

Dieser Auftrag kann verlängert werden: Nein

II.2.10) 	 Angaben über Varianten/Alternativangebote

Varianten/Alternativangebote sind zulässig: Nein

II.2.11) 	 Angaben zu Optionen

Optionen: Nein

II.2.13) 	 Angaben zu Mitteln der Europäischen Union

Der Auftrag steht in Verbindung mit einem Vor­
haben und/oder Programm, das aus Mitteln der 
EU finanziert wird:  Nein

ABSCHNITT III: RECHTLICHE,  
WIRTSCHAFTLICHE, FINANZIELLE  
UND TECHNISCHE ANGABEN

III.1) 	 Teilnahmebedingungen

III.1.1) 	 Befähigung zur Berufsausübung einschließlich 
Auflagen hinsichtlich der Eintragung in einem 
Berufs- oder Handelsregister
Auflistung und kurze Beschreibung der Bedin­
gungen:
Als Eigenerklärung vorzulegen
– 	 Angabe zur Mitgliedschaft bei der Berufsge­

nossenschaft
– 	 Angaben zur Zahlung von Steuern, Abgaben 

und Beiträgen zur Sozialversicherung
– 	 Angabe, dass nachweislich keine schwere Ver­

fehlung begangen wurde, die die Zuverlässig­
keit als Bewerber in Frage stellt

– 	 Angaben, ob ein Insolvenzverfahren oder ein 
vergleichbares gesetzlich geregeltes Verfahren 
eröffnet/die Eröffnung beantragt/mangels 
Masse abgelehnt/ein Insolvenzplan rechtskräf­
tig bestätigt wurde oder ob sich das Unterneh­
men in Liquidation befindet

– 	 Eintragung im Berufs- oder Handelsregister 
des Sitzes oder Wohnsitzes des Unternehmens

III.1.3) 	 Technische und berufliche Leistungsfähigkeit
Auflistung und kurze Beschreibung der Eig­
nungskriterien:
Als Eigenerklärung vorzulegen
– 	 Zahl der in den letzten drei abgeschlossenen 

Geschäftsjahren jahresdurchschnittlich be­
schäftigten Arbeitskräfte, gegliedert nach 
Lohngruppen mit gesondert ausgewiesenem 
technischen Leitungspersonal

– 	 Ausführung von Leistungen, die mit der zu 
vergebenden Leistung vergleichbar sind

III.2) Bedingungen für den Auftrag

III.2.1) 	 Angaben zu einem besonderen Berufsstand
Die Erbringung der Dienstleistung ist einem 
besonderen Berufsstand vorbehalten: Nein

ABSCHNITT IV: VERFAHREN

IV.1) 	 Beschreibung

IV.1.1) 	 Verfahrensart
Offenes Verfahren

IV.1.3) 	 Angaben zur Rahmenvereinbarung
Keine Rahmenvereinbarung

IV.1.8) 	 Angaben zum Beschaffungsübereinkommen (GPA)
Auftrag fällt unter das Beschaffungsübereinkom­
men (GPA): Nein

IV.2) 	 Verwaltungsangaben

IV.2.2) 	 Schlusstermin für den Eingang der Angebote
29. Juli 2021, 8.00 Uhr

IV.2.4) 	 Sprache(n), in der (denen) Angebote eingereicht 
werden können
DE

IV.2.6) 	 Bindefrist des Angebots
Das Angebot muss gültig bleiben bis 23. Septem­
ber 2021.

IV.2.7) 	 Bedingungen für die Öffnung der Angebote
29. Juli 2021, 8.00 Uhr
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Ort: Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen 
Nagelsweg 47, 20097 Hamburg

Angaben über befugte Personen und das Öff­
nungsverfahren:

Es sind keine Bieter oder bevollmächtigte Perso­
nen zum Öffnungsverfahren zugelassen.

ABSCHNITT VI: WEITERE ANGABEN

VI.1) 	 Angaben zur Wiederkehr des Auftrags

Dies ist ein wiederkehrender Auftrag: Nein

VI.2) 	 Angaben zu elektronischen Arbeitsabläufen

Die Zahlung erfolgt elektronisch

VI.3) 	 Zusätzliche Angaben

Vergabeunterlagen in elektronischer Form:

Informationen zum Abruf der Vergabeunterla­
gen: siehe I.3).

Kommunikation:

Anfragen zum Verfahren können elektronisch 
über die B_I eVergabe (www.bi-medien.de) oder 
an die unter I.3) genannte Adresse gestellt wer­
den.

Angebotsabgabe:

Angebote können abgegeben werden:

– elektronisch mit Signatur,

– elektronisch in Textform.

Schriftliche Angebote sind nicht zugelassen!

Bei elektronischer Angebotsübermittlung in 
Textform ist der Bieter und die zur Vertretung des 
Bieters berechtigte natürliche Person zu benen­
nen, bei elektronischer Angebotsübermittlung ist 
das Angebot mit der geforderten Signatur zu 
versehen. Das Angebot ist zusammen mit den 
Anlagen bis zum Ablauf der Angebotsfrist über 
die B_I eVergabe (www.bi-medien.de) zu über­
mitteln.

Zugang zur elektronischen Kommunikation bzw. 
Angebotsabgabe als registrierter Nutzer der B_I 
eVergabe über den Menüpunkt – Meine Vergaben 
– unter dem B_I code D443685078 im Bereich – 
Mitteilungen – bzw. – Angebot –.

Informationen zu den Registrierungsmöglichkei­
ten sind zu finden unter:

https://bi-medien.de/ausschreibungsdienste

VI.4) 	 Rechtsbehelfsverfahren/Nachprüfungsverfahren

VI.4.1) 	 Zuständige Stelle für Rechtsbehelfs-/Nachprü­
fungsverfahren

Offizielle Bezeichnung: 
Bundeskartellamt Bonn 
Kaiser-Friedrich-Straße 16, 53113 Bonn, DE 
Telefon: +49 (228)94990 
Fax: +49 (228)9499400

VI.5) 	 Tag der Absendung dieser Bekanntmachung

24. Juni 2021

Hamburg, den 24. Juni 2021

Die Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen 
– Bundesbauabteilung – 894

Öffentliche Ausschreibung

Verfahren: BUKEA-ÖA-N3-718-21 –  
Regiosaat-Beschaffung für Ökokonto Ohlstedt und für 

die Ausgleichsmaßnahme HahnöferSand

Auftraggeber: Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen

1)	 Bezeichnung und Anschrift der zur Angebotsabgabe 
auffordernden Stelle, der den Zuschlag erteilenden 
Stelle sowie der Stelle, bei der die Angebote oder Teil­
nahmeanträge einzureichen sind:

Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen,  
Neuenfelder Straße 19, 21109 Hamburg, Deutschland 
beschaffungsstelle@bsw.hamburg.de

2)	 Verfahrensart (§§ 8 ff. UVgO)

Öffentliche Ausschreibung [UVgO]

3)	 Form, in der Teilnahmeanträge oder Angebote einzu­
reichen sind (§ 38 UVgO):

Die Einreichung der Angebote/Teilnahmeanträge darf 
nur elektronisch erfolgen

Die Angebote sind in deutscher Sprache abzufassen.

4)	 Entfällt

5)	 Art der Leistung, Umfang der Leistung, sowie Ort der 
Leistungserbringung:

Regiosaat-Beschaffung für Ökokonto Ohlstedt und für 
die Ausgleichsmaßnahme HahnöferSand

Los 1

Bestellung vom 500 kg Regio-Saatgut aus UG1, PR 1 
für das Projekt „Ökokonto Ohlstedter Feldmark“

Los 2

Bestellung von 1.000 kg Regio-Saatgut aus UG1, PR 1 
für das Projekt „Ausgleichsmaßnahmen auf Hahnöfer­
sand im Rahmen des B-Plans Billwerder 30“

Ort der Leistungserbringung: 
21037 und 21635 Hamburg

6)	 ggf. Anzahl, Größe und Art der Lose bei Losaufteilung 
(§ 22 UVgO): 

	 Die Saaten sollen möglichst am 30. August 2021 an die 
Hamburger Adressen geliefert werden, die bei Auf­
tragsvergabe bekannt gegeben werden. 

7)	 Zulassung von Nebenangeboten (§ 25 UVgO):

Nebenangebote sind nicht zugelassen

8)	 Ausführungsfrist(en):

Vom 30. August 2021

Jeweils 1-jährige Verlängerungsoptionen bis 31. Juli 
2024 bzw. 31. Juli 2025.

9)	 Vergabeunterlagen (§§ 29, 21 UVgO): Die Vergabeun­
terlagen sind über die Veröffentlichungsplattform der 
Freien und Hansestadt Hamburg 

https://fbhh-evergabe.web.hamburg.de/ 
evergabe.bieter/DownloadTenderFiles.ashx? 

subProjectId=B1TS5W178xc%253d

elektronisch abrufbar.

10)	 Ende der Teilnahme- oder Angebotsfrist und Ende der 
Bindefrist:

Teilnahme- oder Angebotsfrist: 22. Juli 2021, 9.30 Uhr, 
Bindefrist: 23. August 2021

11)	 Entfällt

12)	 Entfällt

13)	 Unterlagen zur Beurteilung der Eignung und des 
Nichtvorliegens von Ausschlussgründen:
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Der Vordruck „Eignung“ in den Vergabeunterlagen 
enthält bestimmte Eigenerklärungen als vorläufige 
Eignungsnachweise, die von den Bietern auf Verlangen 
durch (ggf. deutschsprachig übersetzte) Bescheinigun­
gen zu bestätigen sind. Der Vordruck ist zusammen mit 
der Eigenerklärung Eignung vorzulegen.

14)	 Zuschlagskriterien, sofern nicht in den Vergabeunterla­
gen genannt (§ 43 UVgO):
Wirtschaftlichstes Angebot:  
Freie Verhältniswahl Preis/Leistung 
Preis-/Leistungsverhältnis ( %): 20/80

15)	 Entfällt

Hamburg, den 7. Juli 2021

Die Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen 895

Öffentliche Ausschreibung
a) 	 Öffentlicher Auftraggeber (Vergabestelle)

Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen 
– Bundesbauabteilung – 
Nagelsweg 47, 20097 Hamburg 
Telefon: 0 49 (0) 40 / 4 28 42 - 200  
Telefax:  0 49 (0) 40 / 4 27 92 - 12 00 
E-Mail: vergabestelle@bba.hamburg.de 
Internet: https://www.hamburg.de/ 
behoerdenfinder/hamburg/11255485

b) 	 Vergabeverfahren
Öffentliche Ausschreibung, VOB/A
Vergabenummer: 21 A 0240

c) 	 Angaben zum elektronischen Vergabeverfahren und 
zur Ver- und Entschlüsselung der Unterlagen
Zugelassene Angebotsabgabe:
Elektronisch, in Textform, mit fortgeschrittener/m Sig­
natur/Siegel, mit qualifizierter/m Signatur/Siegel.

d) 	 Art des Auftrags
Ausführung von Bauleistungen

e) 	 Ort der Ausführung
Bundespolizei, Wilsonstraße 49, 22045 Hamburg

f) 	 Art und Umfang der Leistung
22 St Stahl-Falttore Größe ca. 5.100 x 3.500 mm gang- 
und schließbar machen, alle Beschlagteile fetten
60 St Torflügel durch einschweißen eines Kantbleches 
an der Unterseite reparieren.

g) 	 Entfällt
h) 	 Aufteilung in Lose: nein
i) 	 Ausführungsfristen

Beginn der Ausführung: 9. August 2021 
Fertigstellung oder Dauer der Leistungen:  
17. September 2021

j) 	 Nebenangebote sind zugelassen.
k) 	 Mehrere Hauptangebote sind zugelassen.
l) 	 Bereitstellung/Anforderung der Vergabeunterlagen

Vergabeunterlagen werden elektronisch zur Verfügung 
gestellt unter: https://abruf.bi-medien.de/D443815285

	 Nachforderung: Fehlende Unterlagen, deren Vorlage 
mit Angebotsabgabe gefordert war, werden nachgefor­
dert.

o)	 Ablauf der Angebotsfrist am 20. Juli 2021 um 10.00 
Uhr, Ablauf der Bindefrist am 17. August 2021.

p) 	 Adresse für elektronische Angebote

https://www.bi-medien.de/
Anschrift für schriftliche Angebote: keine schriftlichen 
Angebote zugelassen.

q) 	 Sprache, in der die Angebote abgefasst sein müssen: 
deutsch

r) 	 Zuschlagskriterien
Nachfolgende Zuschlagskriterien, ggfs. einschließlich 
Gewichtung: Preis 100 %

s) 	 Eröffnungstermin
20. Juli 2021 um 10.00 Uhr
Ort: Vergabestelle, siehe a)
Personen, die bei der Eröffnung anwesend sein dürfen:
Es sind keine Bieter und ihre Bevollmächtigten zum 
elektronischen Öffnungsverfahren zugelassen.

t) 	 Geforderte Sicherheiten siehe Vergabeunterlagen.
u) 	 Entfällt
v) 	 Rechtsform der/Anforderung an Bietergemeinschaften

Gesamtschuldnerisch haftend mit bevollmächtigtem 
Vertreter.

w) 	 Beurteilung der Eignung
Präqualifizierte Unternehmen führen den Nachweis 
der Eignung durch den Eintrag in die Liste des Vereins 
für die Präqualifikation von Bauunternehmen e.V. 
(Präqualifikationsverzeichnis). Bei Einsatz von Nach­
unternehmen ist auf gesondertes Verlangen nachzuwei­
sen, dass diese präqualifiziert sind oder die Vorausset­
zung für die Präqualifikation erfüllen.
Nicht präqualifizierte Unternehmen haben als vorläu­
figen Nachweis der Eignung mit dem Angebot das 
ausgefüllte Formblatt „Eigenerklärung zur Eignung“ 
vorzulegen. Bei Einsatz von Nachunternehmen sind 
auf gesondertes Verlangen die Eigenerklärungen auch 
für diese abzugeben. Sind die Nachunternehmen 
präqualifiziert, reicht die Angabe der Nummer, unter 
der diese in der Liste des Vereins für die Präqualifika­
tion von Bauunternehmen e.V. (Präqualifikationsver­
zeichnis) geführt werden.
Gelangt das Angebot in die engere Wahl, sind die 
Eigenerklärungen (auch die der Nachunternehmen) 
auf gesondertes Verlangen durch Vorlage der in der 
„Eigenerklärung zur Eignung“ genannten Bescheini­
gungen zuständiger Stellen zu bestätigen. Bescheini­
gungen, die nicht in deutscher Sprache abgefasst sind, 
ist eine Übersetzung in die deutsche Sprache beizufügen.
Das Formblatt „Eigenerklärung zur Eignung“ ist 
erhältlich und wird mit den Vergabeunterlagen über­
mittelt.
Darüber hinaus hat der Bieter zum Nachweis seiner 
Fachkunde folgende Angaben gemäß § 6a Absatz 3 
VOB/A zu machen: keine

x) 	 Nachprüfung behaupteter Verstöße
Nachprüfungsstelle (§ 21 VOB/A) 
Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen,  
Nagelsweg 47, 20097 Hamburg,  
Telefon: 0 49 (0) 40 / 4 28 42 - 295
Sonstige Angaben: Auskünfte zum Verfahren und zum 
technischen Inhalt ausschließlich über die Vergabe­
plattform bi-medien.

Hamburg, den 5. Juli 2021

Die Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen 
– Bundesbauabteilung –

896
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Offenes Verfahren

Verfahren: BIS 20212121119 - Kauf eines Teleskopmast-
fahrzeugs für die Feuerwehr Hamburg

Auftraggeber: Behörde für Inneres und Sport – Polizei –

1)	 Bezeichnung und Anschrift der zur Angebotsabgabe 
auffordernden Stelle, der den Zuschlag erteilenden 
Stelle sowie der Stelle, bei der die Angebote oder Teil­
nahmeanträge einzureichen sind:

Behörde für Inneres und Sport – Polizei –,  
Mexikoring 33, 22297 Hamburg, Deutschland 
ausschreibungen@polizei.hamburg.de

2)	 Verfahrensart

Offenes Verfahren (EU) [VgV]

3)	 Form, in der Teilnahmeanträge oder Angebote einzu­
reichen sind:

Die Einreichung der Angebote/Teilnahmeanträge darf 
nur elektronisch erfolgen

Die Angebote sind in deutscher Sprache abzufassen.

4)	 Entfällt

5)	 Art der Leistung, Umfang der Leistung, sowie Ort der 
Leistungserbringung:

Kauf eines Teleskopmastfahrzeugs für die Feuerwehr 
Hamburg

Ort der Leistungserbringung: 20539 Hamburg

6)	 Entfällt

7)	 Zulassung von Nebenangeboten (§ 25 UVgO):

Nebenangebote sind nicht zugelassen

8)	 Entfällt

9)	 Die elektronische Adresse unter der die Vergabeunter­
lagen abgerufen werden können:

 	 www.bieterportal.hamburg.de

elektronisch abrufbar.

10)	 Ende der Teilnahme- oder Angebotsfrist und Ende der 
Bindefrist:

Teilnahme- oder Angebotsfrist: 29. Juli 2021, 10.00 
Uhr, Bindefrist: 31. Oktober 2021

11)	 Entfällt

12)	 Entfällt

13)	 Die mit dem Angebot oder dem Teilnahmeantrag vor­
zulegenden Unterlagen, die der Auftraggeber für die 
Beurteilung der Eignung des Bewerbers oder Bieters 
und des Nichtvorliegens von Ausschlussgrunden ver­
langt:

	 siehe Vergabeunterlagen

14)	 Die Angabe der Zuschlagskriterien, sofern diese nicht 
in den Vergabeunterlagen genannt werden:

Niedrigster Preis

Hamburg, den 30. Juni 2021

Die Behörde für Inneres und Sport 
– Polizei – 897

Öffentliche Ausschreibung

a)	 Bezirksamt Hamburg-Mitte,  
Dezernat Wirtschaft, Bauen und Umwelt,  
Ausschreibungsstelle 
Postfach 10 22 20, 20015 Hamburg 
Telefon:040/42854-3430 
Telefax: 040/4279-01539 

E-Mail:  
ausschreibungsstelled4@hamburg-mitte.hamburg.de

b)	 Öffentliche Ausschreibung nach der Vergabe- und Ver­
tragsordnung für Bauleistungen – Teil A (VOB/A)

Vergabenummer: M/MR Ö-24/2021

c)	 Es werden nur schriftliche Angebote (in Papierform)
akzeptiert.

d)	 Ausführung von Bauleistungen

e)	 Bismarck-Denkmal, Helgoländer Allee, 20459 Ham­
burg

f)	 Bismarck-Denkmal – VE 3251 – Gussasphaltestrichar­
beiten  

	 Im Rahmen der Instandsetzungsarbeiten am Bismarck-
Denkmal wurde unter dem Nordteil der Terrasse ein 
unterirdischer Vorraum errichtet, der einen ebenen 
Zugang zum Denkmalinnenraum ermöglicht. Dieser 
Vorraum wurde als wasserundurchlässiges Bauwerk aus 
Beton mit sichtbar bleibenden Betonoberflächen 
errichtet. Als Bodenbelag soll ein beschichteter Guss­
asphaltestrich eingebracht werden.

	 Insgesamt sind 4 Teilflächen auf polygonalem Grund­
riss zu bearbeiten. Da der Vorraum an das Bestandsbau­
werk angeschlossen wurde, gibt es Unebenheiten, die 
im Zuge der vorbereitenden Maßnahmen ausgeglichen 
werden sollen. Der Rohboden des Vorraums wurde mit 
einem Gefälle von ca. 3 % errichtet. Der Gussashpalte­
strich ist zum Großteil ebenfalls im Gefälle zu verlegen 
(Vorraum + Windfang = ca. 55 m²). In Teilflächen wird 
eine waagerechte Oberfläche hergestellt (Nebenräume 
= ca. 15 m²).

–	 vorbereitende Arbeiten (Untergrund schleifen, Aus­
gleich)

–	 Randfuge als Schattenfuge ausbilden (ca. 60m)

–	 Gussasphaltestrich auf Trennschicht (ca. 55 m² mit 
3% Gefälle, ca. 15 m² waagerecht)

–	 Gussasphaltestrich schleifen (ca. 70 m²)

–	 Oberflächenbeschichtung auf PU-Basis mit an­
schließender Imprägnierung (ca. 70 m²)

–	 Schutzbelag (ca. 70 m²)

g)	 Entfällt

h)	 Aufteilung in Lose: nein

i)	 Beginn der Ausführung (sofern möglich): 16. August 
2021

Fertigstellung oder Dauer der Ausführung:  
3. September 2021

j)	 Nebenangebote sind nur in Verbindung mit einem 
Hauptangebot zugelassen

k)	 Mehrere Hauptangebote sind zugelassen.

l) 	 Bereitstellung/Anforderung der Vergabeunterlagen

Vergabeunterlagen werden nicht elektronisch zur Ver­
fügung gestellt. Sie können angefordert werden bei der 
Vergabestelle, siehe Buchstabe a).

Der Zugang wird gewährt, sobald die Erfüllung der 
Maßnahmen belegt ist.

m)	 Nachforderung

Fehlende Unterlagen, deren Vorlage mit Angebotsab­
gabe gefordert war, werden teilweise nachgefordert und 
zwar folgende Unterlagen:

Alle Unterlagen bis auf Formblatt 213 „Angebots­
schreiben“ und ausgefülltes Leistungsverzeichnis mit 
Preisen.
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o)	 Ablauf der Angebotsfrist am 27. Juli 2021 um 11.00 
Uhr, Ablauf der Bindefrist am 26. August 2021.

p) 	 Anschrift für schriftliche Angebote 

Vergabestelle, siehe Buchstabe a)

q) 	 Sprache, in der die Angebote abgefasst sein müssen: 
Deutsch

r) 	 Zuschlagskriterien

Nachfolgende Zuschlagskriterien, ggf. einschl. Gewich­
tung: 100 % Preis

s) 	 Eröffnungstermin am 27. Juli 2021 um 11.00 Uhr.

Ort: Vergabestelle, siehe Buchstabe a)

Personen, die bei der Eröffnung anwesend sein dürfen: 
Bieter und ihre Bevollmächtigten

t)	 Geforderte Sicherheiten siehe Vergabeunterlagen.

u)	 Wesentliche Finanzierungs- und Zahlungsbedingun­
gen und/oder Hinweise auf die maßgeblichen Vor­
schriften, in denen sie enthalten sind: siehe Vergabeun­
terlagen.

v)	 Rechtsform der/Anforderung an Bietergemeinschaften

Gesamtschuldnerisch haftend mit bevollmächtigtem 
Vertreter

w) 	 Beurteilung der Eignung

Präqualifizierte Unternehmen führen den Nachweis 
der Eignung durch den Eintrag in die Liste des Vereins 
für die Präqualifikation von Bauunternehmen e.V. 
(Präqualifikationsverzeichnis). Bei Einsatz von Nach­
unternehmen ist auf gesondertes Verlangen nachzuwei­
sen, dass diese präqualifiziert sind oder die Vorausset­
zung für die Präqualifikation erfüllen.

Nicht präqualifizierte Unternehmen haben als vorläu­
figen Nachweis der Eignung mit dem Angebot das 
ausgefüllte Formblatt „Eigenerklärung zur Eignung“ 
vorzulegen. Bei Einsatz von Nachunternehmen sind 
auf gesondertes Verlangen die Eigenerklärungen auch 
für diese abzugeben. Sind die Nachunter- nehmen 
präqualifiziert, reicht die Angabe der Nummer, unter 
der diese in der Liste des Vereins für die Präqualifika­
tion von Bauunternehmen e.V. (Präqualifikationsver­
zeichnis) geführt werden.

Gelangt das Angebot in die engere Wahl, sind die Eige­
nerklärungen (auch die der Nachunternehmen) auf 
gesondertes Verlangen durch Vorlage der in der „Eige­
nerklärung zur Eignung“ genannten Beschei- nigun­
gen zuständiger Stellen zu bestätigen. Bescheinigun­
gen, die nicht in deutscher Sprache abgefasst sind, ist 
eine Übersetzung in die deutsche Sprache beizufügen.

Das Formblatt „Eigenerklärung zur Eignung“ ist 
erhältlich: siehe Vergabeunterlagen

Darüber hinaus hat der Bieter zum Nachweis seiner 
Fachkunde folgende Angaben gemäß § 6a Absatz 3 
VOB/A zu machen: Referenzbescheinigungen zu mind. 
3 in Art und Umfang vergleichbaren ausgeführten 
Gussasphaltestricharbeiten.

x) 	 Nachprüfung behaupteter Verstöße

Nachprüfungsstelle (§ 21 VOB/A) 
Bezirksamt Hamburg-Mitte,  
Dezernat Wirtschaft, Bauen und Umwelt,  
Dezernent D4, Adresse siehe Buchstabe a)

Hamburg, den 1. Juli 2021

Das Bezirksamt Hamburg-Mitte
898

Verhandlungsverfahren mit Teilnahmewettbewerb 

1) 	 Bezeichnung und Anschrift der zur Angebotsabgabe 
auffordernden Stelle, der den Zuschlag erteilenden 
Stelle sowie der Stelle, bei der die Angebote oder Teil­
nahmeanträge einzureichen sind:

	 Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen 
Neuenfelder Straße 19, 21109 Hamburg, Deutschland 
beschaffungsstelle@bsw.hamburg.de

2) 	 Verfahrensart (§§ 8 ff. UVgO):

Verhandlungsverfahren mit Teilnahmewettbewerb 
(EU) [VgV]

3) 	 Form, in der Teilnahmeanträge oder Angebote einzu­
reichen sind (§ 38 UVgO):

Die Einreichung der Angebote/Teilnahmeanträge darf 
nur elektronisch erfolgen

4) 	 Entfällt

5) 	 Art und Umfang der Leistung sowie den Ort der Leis­
tungserbringung

Erstellung einer städtebaulich-freiraumplanerischen 
Rahmenplanung

Die Freie und Hansestadt Hamburg (FHH) - Behörde 
für Stadtentwicklung und Wohnen, Abteilung Boden­
ordnung – als Auftraggeberin (AG) beabsichtigt den 
Abschluss eines Vertrages über die Erstellung einer 
städtebaulich-freiraumplanerischen Rahmenplanung 
zur Maßnahme „Vorbereitende Untersuchungen Har­
burg“ für eine städtebauliche Entwicklungsmaßnahme 
nach § 165 Abs. 4 Baugesetzbuch.

Ort der Leistungserbringung: 21109 Hamburg

6) 	 Entfällt

7)	 Zulassung von Nebenangeboten (§ 25 UVgO):

Nebenangebote sind nicht zugelassen

8)	 Bestimmungen über die Ausführungsfrist

Die voraussichtliche Vertragslaufzeit ist geplant für den 
1. Februar 2022 und endet am 31. Januar 2024. Grund­
sätzlich beginnt der Vertrag mit Ablauf der einmonati­
gen Veröffentlichungsfrist im Informationsregister und 
endet nach 24 Monaten. Die Auftraggeberin behält sich 
eine Verlängerung der Vertragslaufzeit um maximal 
sechs Monate für den Fall vor, dass die mit dem Vertrag 
vereinbarten Leistungen voraussichtlich nicht bis zum 
Ablauf der vorgesehenen Vertragslaufzeit vollständig 
erbracht werden können.  

9) 	 Elektronische Adresse, unter der die Vergabeunterla­
gen abgerufen werden können oder die Bezeichnung 
und die Anschrift der Stelle, die die Vergabeunterlagen 
abgibt oder bei der sie eingesehen werden können

Die Auftragsunterlagen stehen gebührenfrei zur Verfü­
gung unter:

https://fbhh-evergabe.web.hamburg.de/ 
evergabe.bieter/DownloadTenderFiles.ashx? 

subProjectId=eRAZsuo3g9s%253d 

10) 	Teilnahme- oder Angebots- und Bindefrist

Teilnahme- oder Angebotsfrist: 30. Juli 2021, 10.00 Uhr

11)	 Entfällt

12)	 Wesentliche Zahlungsbedingungen oder die Angabe 
der Unterlagen, in denen sie enthalten sind

	 sie Vertragsentwurf, Anlage 9

13) 	Die mit dem Angebot oder dem Teilnahmeantrag vor­
zulegenden Unterlagen, die der Auftraggeber für die 
Beurteilung der Eignung des Bewerbers oder Bieters 
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und des Nichtvorliegens von Ausschlussgründen ver­
langt

Mit dem Teilnahmeantrag sind die folgenden bereitge­
stellten Unterlagen und Erklärungen elektronisch ein­
zureichen:

–	 Teilnahmeantrag (Formblatt VV-Bau Anlage 5-130)

–	 Eigenerklärung zur Eignung (Formblatt VV-Bau 
Anlage 5-140)

–	 Versicherung der Datenschutzkonformität (Einhal­
tung der Vorgaben der Datenschutzgrundverord­
nung – DSGVO) (Anlage 11)

–	 Eigenerklärung Tariftreue (Formblatt VV-Bau 
Anlage 5-330)

–	 Bescheinigung Berufshaftpflichtversicherung über 
mind. die Deckungssummen

–	 Nachweise der Qualifikation Fachplaner gem. § 75 
VgV: Nachweis über die Eintragung in einem 
Berufs- oder Handelsregister. Der Nachweis über 
die erlaubte Berufsausübung kann auch auf andere 
Weise, wie z.B. Eintragung als Architekt bei einer 
Architektenkammer, nachgewiesen werden

–	 Leistungsübersicht zu Referenzobjekten (max. 2 
Seiten DIN A 4) (gemäß Ziff. 1.6, Anlage 4)

–	 Referenzen Städtebau sowie Architektur (gemäß 
Ziff. 1.7 sowie Wertungsmatrix Eignungskriterien, 
Anlage 4)

Mit dem Teilnahmeantrag sind folgende Unterlagen 
und Erklärungen bei Bedarf einzureichen:

–	 Erklärung Bewerbergemeinschaft (Formblatt 
VV-Bau Anlage 5-150 (Anlage 6))

–	 Leistung Unterauftragnehmer (Formblatt VV-Bau 
Anlage 5-160), Verhältnis der Leistungserbringung 
Bieter und Nachunternehmer

–	 Verpflichtungserklärung Unterauftragnehmer 
(Formblatt VV-Bau Anlage 5-170 (Anlage 7))

–	 Leistung anderer Unternehmen (Eignungsleihe) 
(Formblatt VV-Bau 5-180)

–	 Verpflichtungserklärung Eignungsleihe (Formblatt 
VV-Bau 5-190 (Anlage 8))

14) Angabe der Zuschlagskriterien, sofern diese nicht in 
den Vergabeunterlagen genannt werden (§ 43 UVgO):

Wirtschaftlichstes Angebot:  
Freie Verhältniswahl Preis/Leistung 
Preis-/Leistungsverhältnis ( %): 20/80

Hamburg, den 27. Juni 2021

Die Finanzbehörde 899

Offenes Verfahren

Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg

Vergabenummer: SBH VOB OV 116-21 IE

Verfahrensart: Offenes Verfahren

Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Errichtung eines unterirdischen Eis-Energiespeichers als 
saisonalen Energiespeicher, 
Im Allhorn 45 in 22359 Hamburg

Bauauftrag: Heizung

Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 287.000,– Euro

Ausführungsfrist voraussichtlich: 
Beginn: schnellstmöglich nach Beauftragung; 
Fertigstellung: November 2021

Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
27.07.2021 um 10:00 Uhr

Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.

Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43

Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs­
plattform unter: http://www.hamburg.de/bauleistungen/

Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga­
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.

Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.

Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter­
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.

Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post oder 
E-Mail.

Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home­
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
http://www.schulbau.hamburg/ausschreibungen/.

Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig­
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras­
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 28. Juni 2021

Die Finanzbehörde 900

Offenes Verfahren

Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg

Vergabenummer: SBH VOB OV 117-21 CR

Verfahrensart: Offenes Verfahren

Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Errichtung eines unterirdischen Eis-Energiespeichers als 
saisonalen Energiespeicher, 
Im Allhorn 45 in 22359 Hamburg

Bauauftrag: Tiefbau

Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 153.000,– Euro

Ausführungsfrist voraussichtlich: 
Beginn: schnellstmöglich nach Beauftragung; 
Fertigstellung: November 2021

Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
27. Juli 2021 um 10.00 Uhr

Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.

Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43

Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs­
plattform unter: http://www.hamburg.de/bauleistungen/
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Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga­
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.

Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.

Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter­
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.

Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post oder 
E-Mail.

Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home­
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
http://www.schulbau.hamburg/ausschreibungen/.

Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig­
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras­
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 28. Juni 2021

Die Finanzbehörde 901

Offenes Verfahren

Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg

Vergabenummer: SBH VOB OV 109-21 CR

Verfahrensart: Offenes Verfahren

Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Zu- und Ersatzbau, Friedrichstraße 55 in 20359 Hamburg

Bauauftrag: Bodenbelag

Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 86.000,– Euro

Ausführungsfrist voraussichtlich: 
Beginn: ca. April 2022; Fertigstellung: ca. Juni 2022

Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
27. Juli 2021 um 10.00 Uhr

Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.

Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43

Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs­
plattform unter: http://www.hamburg.de/bauleistungen/

Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga­
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.

Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.

Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter­
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.

Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post oder 
E-Mail.

Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home­
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
http://www.schulbau.hamburg/ausschreibungen/.

Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig­
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras­
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 30. Juni 2021

Die Finanzbehörde
902

Offenes Verfahren

Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg

Vergabenummer: SBH VOB OV 110-21 PF

Verfahrensart: Offenes Verfahren

Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Zu- und Ersatzbau, Friedrichstraße 55 in 20359 Hamburg

Bauauftrag: Dach und Klempner

Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 176.000,– Euro

Ausführungsfrist voraussichtlich: 
Beginn: ca. August 2021; Fertigstellung: ca. Mai 2022

Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
27. Juli 2021 um 10.00 Uhr

Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.

Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43

Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs­
plattform unter: http://www.hamburg.de/bauleistungen/

Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga­
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.

Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.

Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter­
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.

Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post oder 
E-Mail.

Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home­
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
http://www.schulbau.hamburg/ausschreibungen/.

Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig­
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras­
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 30. Juni 2021

Die Finanzbehörde
903

Offenes Verfahren 

Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg

Vergabenummer: SBH VOB OV 111-21 IE

Verfahrensart: Offenes Verfahren
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Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Zu- und Ersatzbau, Friedrichstraße 55 in 20359 Hamburg
Bauauftrag: Gerüstbau
Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 54.000,– Euro
Ausführungsfrist voraussichtlich: 
Beginn: ca. August 2021; Fertigstellung: ca. Mai 2022
Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
27. Juli 2021 um 10.00 Uhr
Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.
Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43
Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs­
plattform unter: http://www.hamburg.de/bauleistungen/
Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga­
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.
Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.
Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter­
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.
Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post oder 
E-Mail.
Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home­
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
http://www.schulbau.hamburg/ausschreibungen/.
Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig­
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras­
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 30. Juni 2021

Die Finanzbehörde
904

Offenes Verfahren
Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg
Vergabenummer: SBH VOB OV 112-21 LG
Verfahrensart: Offenes Verfahren
Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Zu- und Ersatzbau, Friedrichstraße 55 in 20359 Hamburg
Bauauftrag: Estrich
Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 52.000,– Euro
Ausführungsfrist voraussichtlich: 
Beginn: ca. März 2022; Fertigstellung: ca. März 2022
Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
28. Juli 2021 um 10.00 Uhr
Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.
Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43

Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs­
plattform unter: http://www.hamburg.de/bauleistungen/

Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga­
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.

Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.

Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter­
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.

Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post oder 
E-Mail.

Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home­
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
http://www.schulbau.hamburg/ausschreibungen/.

Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig­
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras­
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 30. Juni 2021

Die Finanzbehörde
905

Offenes Verfahren 

Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg

Vergabenummer: SBH VOB OV 113-21 LG

Verfahrensart: Offenes Verfahren

Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Zu- und Ersatzbau, Friedrichstraße 55 in 20359 Hamburg

Bauauftrag: Fliesen

Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 45.000,– Euro

Ausführungsfrist voraussichtlich: 
Beginn: ca. März 2022; Fertigstellung: ca. Mai 2022

Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
28. Juli 021 um 10.00 Uhr

Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.

Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43

Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs­
plattform unter: http://www.hamburg.de/bauleistungen/

Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga­
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.

Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.

Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter­
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.

Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post oder 
E-Mail.
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Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home­
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
http://www.schulbau.hamburg/ausschreibungen/.

Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig­
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras­
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 30. Juni 2021

Die Finanzbehörde
906

Offenes Verfahren 

Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg

Vergabenummer: SBH VOB OV 114-21 LG

Verfahrensart: Offenes Verfahren

Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Zu- und Ersatzbau, Friedrichstraße 55 in 20359 Hamburg

Bauauftrag: Putz

Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 61.000,– Euro

Ausführungsfrist voraussichtlich: 
Beginn: ca. Dezember 2021; 
Fertigstellung: ca. Januar 2022

Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
28. Juli 2021 um 10.00 Uhr

Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.

Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43

Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs­
plattform unter: http://www.hamburg.de/bauleistungen/

Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga­
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.

Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.

Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter­
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.

Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post oder 
E-Mail.

Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home­
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
http://www.schulbau.hamburg/ausschreibungen/.

Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig­
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras­
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 30. Juni 2021

Die Finanzbehörde
907

Offenes Verfahren 

Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg

Vergabenummer: SBH VOB OV 115-21 SM

Verfahrensart: Offenes Verfahren

Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Zu- und Ersatzbau, Friedrichstraße 55 in 20359 Hamburg

Bauauftrag: Metallbau

Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 105.000,– Euro

Ausführungsfrist voraussichtlich: 
Beginn: ca. Oktober 2021; Fertigstellung: ca. Juni 2022

Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
27. Juli 2021 um 10.00 Uhr

Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.

Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43

Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs­
plattform unter: http://www.hamburg.de/bauleistungen/

Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga­
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.

Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.

Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter­
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.

Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post oder 
E-Mail.

Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home­
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
http://www.schulbau.hamburg/ausschreibungen/.

Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig­
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras­
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 30. Juni 2021

Die Finanzbehörde
908

Offenes Verfahren

1) 	 Bezeichnung und Anschrift der zur Angebotsabgabe 
auffordernden Stelle, der den Zuschlag erteilenden 
Stelle sowie der Stelle, bei der die Angebote oder Teil­
nahmeanträge einzureichen sind:

Finanzbehörde Hamburg,  
Gänsemarkt 36, 20354 Hamburg, Deutschland 
+49 40428231386 
+49 40427310686 
ausschreibungen@fb.hamburg.de

2) 	 Verfahrensart (§§ 8 ff. UVgO):

Offenes Verfahren (EU) [VgV]

3) 	 Form, in der Teilnahmeanträge oder Angebote einzu­
reichen sind (§ 38 UVgO):
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Die Einreichung der Angebote/Teilnahmeanträge darf 
nur elektronisch erfolgen

4)	 Entfällt

5) 	 Art und Umfang der Leistung sowie den Ort der Leis­
tungserbringung

ÖKOPROFIT®-Einsteigerprogramm

Durchführung von ÖKOPROFIT®-Einsteigerpro­
grammen in Hamburg - Förderung der Einführung von 
Umweltmanagementansätzen bei kleinen und mittle­
ren Unternehmen im Rahmen der Umwelt Partner­
schaft Hamburg

Ort der Leistungserbringung: Hamburg

6)	 ggf. Anzahl, Größe und Art der Lose bei Losaufteilung 
(§ 22 UVgO):

	 keine Losbildung

7)	 Zulassung von Nebenangeboten (§ 25 UVgO):

Nebenangebote sind nicht zugelassen

8)	 Etwaige Bestimmungen über die Ausführungsfrist

Vom 1. November 2021 bis 31. Oktober 2023

Verlängerungsoption dreimalig jeweils um 1 weiteres 
Jahr bis maximal zum 31. Oktober 2026 

9) 	 Elektronische Adresse, unter der die Vergabeunterla­
gen abgerufen werden können oder die Bezeichnung 
und die Anschrift der Stelle, die die Vergabeunterlagen 
abgibt oder bei der sie eingesehen werden können

https://fbhh-evergabe.web.hamburg.de/ 
evergabe.bieter/DownloadTenderFiles.ashx? 

subProjectId=Mo5JVA2Bq3Y%253d  

10) 	Teilnahme- oder Angebots- und Bindefrist

Teilnahme- oder Angebotsfrist: 26. Juli 2021, 10.00 
Uhr, Bindefrist: 31. Oktober 2021

11)	 ggf. Höhe geforderter Sicherheitsleistungen (§ 21 Abs. 
5 UVgO):

	 Der AN verpflichtet sich, eine Betriebshaftpflichtversi­
cherung mit mindestens folgenden Deckungssummen 
nachzuweisen:

	 • � 5.000.000 EUR pauschal für Personen und Sachschä­
den

	 • � 100.000 EUR für mitversicherte Vermögensschäden 

	 2-fach maximiert pro Versicherungsjahr.

12) 	Entfällt

13)	 Die mit dem Angebot oder dem Teilnahmeantrag vor­
zulegenden Unterlagen, die der Auftraggeber für die 
Beurteilung der Eignung des Bewerbers oder Bieters 
und des Nichtvorliegens von Ausschlussgründen ver­
langt

	 E1 Vordruck Eignung

	 E2 Angaben zum Unternehmensprofil

	 E3 Referenzen

	 E4 Bietergemeinschaft

	 E5 Eignung und Leistungsfähigkeit des Personals 

14) 	Angabe der Zuschlagskriterien, sofern diese nicht in 
den Vergabeunterlagen genannt werden (§ 43 UVgO):

Wirtschaftlichstes Angebot: 
Freie Verhältniswahl Preis/Leistung 
Preis-/Leistungsverhältnis (%): 60/40 

Hamburg, den 30. Juni 2021

Die Finanzbehörde 909

Verhandlungsverfahren mit Teilnahmewettbewerb 

1) 	 Bezeichnung und Anschrift der zur Angebotsabgabe 
auffordernden Stelle, der den Zuschlag erteilenden 
Stelle sowie der Stelle, bei der die Angebote oder Teil­
nahmeanträge einzureichen sind:

Finanzbehörde Hamburg,  
Gänsemarkt 36, 20354 Hamburg, Deutschland 
+49 40428231386 
+49 40427310686 
ausschreibungen@fb.hamburg.de

2) 	 Verfahrensart (§§ 8 ff. UVgO):

Verhandlungsverfahren mit Teilnahmewettbewerb 
(EU) [VgV]

3) 	 Form, in der Teilnahmeanträge oder Angebote einzu­
reichen sind (§ 38 UVgO):

Die Einreichung der Angebote/Teilnahmeanträge darf 
nur elektronisch erfolgen

4) 	 Entfällt

5) 	 Art und Umfang der Leistung sowie den Ort der Leis­
tungserbringung

Vorbereitende Untersuchungen Harburg für eine 
städtebauliche Entwicklungsmaßnahme nach § 165 
Absatz 4 Baugesetzbuch (VU Harburg)

Die Freie und Hansestadt Hamburg (FHH) – Behörde 
für Stadtentwicklung und Wohnen - als Auftraggeber 
(AG) beabsichtigt den Abschluss eines Vertrages über 
die vorbereitenden Untersuchungen für eine städtebau­
liche Entwicklungsmaßnahme nach § 165 Abs. 4 Bau­
gesetzbuch für das Gebiet „Östlicher Binnenhafen und 
Anknüpfung an die Innenstadt“ im Bezirk Ham­
burg-Harburg (Vorbereitende Untersuchungen Har­
burg).

Ausgeschrieben wird ein Werkvertrag mit folgenden 
Leistungen: Durchführung „vorbereitende Untersu­
chungen Harburg“ (VU Harburg) für eine städtebauli­
che Entwicklungsmaßnahme nach § 165 Abs. 4 Bauge­
setzbuch auf einer Fläche von etwa 45 ha.

Ort der Leistungserbringung: 21109 Hamburg

6) 	 Anzahl, Größe und Art der Lose bei Losaufteilung (§ 22 
UVgO):

Die hier ausgeschriebene Leistung wird als Gesamtauf­
trag vergeben.

7)	 Zulassung von Nebenangeboten (§ 25 UVgO):

Nebenangebote sind nicht zugelassen

8)	 Bestimmungen über die Ausführungsfrist

Die voraussichtliche Vertragslaufzeit ist geplant für den 
1. Februar 2022 und endet am 31. Januar 2024. Alterna­
tiv beginnt der Vertrag mit Ablauf der einmonatigen 
Veröffentlichungsfrist im Informationsregister und 
endet nach 24 Monaten. Die Auftraggeberin behält sich 
eine Verlängerung der Vertragslaufzeit um maximal 
sechs Monate für den Fall vor, dass die mit diesem Ver­
trag vereinbarten Leistungen nicht bis zum Ablauf der 
vorgesehenen Vertragslaufzeit vollständig erbracht 
werden. 

9) 	 Elektronische Adresse, unter der die Vergabeunterla­
gen abgerufen werden können oder die Bezeichnung 
und die Anschrift der Stelle, die die Vergabeunterlagen 
abgibt oder bei der sie eingesehen werden können

Die Auftragsunterlagen stehen gebührenfrei zur Verfü­
gung unter:
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https://fbhh-evergabe.web.hamburg.de/ 
evergabe.bieter/DownloadTenderFiles.ashx? 

subProjectId=XIOdKEs1ZfY%253d 
10) 	Teilnahme- oder Angebots- und Bindefrist

Teilnahme- oder Angebotsfrist: 30. Juli 2021, 10.00 Uhr
11)	 Entfällt
12)	 Wesentliche Zahlungsbedingungen oder die Angabe 

der Unterlagen, in denen sie enthalten sind:
	 siehe Vertragsbedingungen 
13) 	Die mit dem Angebot oder dem Teilnahmeantrag vor­

zulegenden Unterlagen, die der Auftraggeber für die 
Beurteilung der Eignung des Bewerbers oder Bieters 
und des Nichtvorliegens von Ausschlussgründen ver­
langt
Hierzu verweisen wir auf die Auftragsbekanntmachung 
bei der EU. 

14) Angabe der Zuschlagskriterien, sofern diese nicht in 
den Vergabeunterlagen genannt werden (§ 43 UVgO):
Wirtschaftlichstes Angebot:  
Freie Verhältniswahl Preis/Leistung 
Preis-/Leistungsverhältnis ( %): 20/80

Hamburg, den 1. Juli 2021

Die Finanzbehörde 910

Verhandlungsverfahren mit Teilnahmewettbewerb 
1) 	 Bezeichnung und Anschrift der zur Angebotsabgabe 

auffordernden Stelle, der den Zuschlag erteilenden 
Stelle sowie der Stelle, bei der die Angebote oder Teil­
nahmeanträge einzureichen sind:
Finanzbehörde Hamburg,  
Gänsemarkt 36, 20354 Hamburg, Deutschland 
+49 40428231386 
+49 40427310686 
ausschreibungen@fb.hamburg.de

2) 	 Verfahrensart (§§ 8 ff. UVgO):
Verhandlungsverfahren mit Teilnahmewettbewerb 
(EU) [VgV] 

3) 	 Form, in der Teilnahmeanträge oder Angebote einzu­
reichen sind (§ 38 UVgO):
Die Einreichung der Angebote/Teilnahmeanträge darf 
nur elektronisch erfolgen

4)	 Entfällt
5) 	 Art und Umfang der Leistung sowie den Ort der Leis­

tungserbringung
Studie zur Entwicklung des Wohnverhaltens in Ham­
burg
Die Freie und Hansestadt Hamburg (FHH) – Behörde 
für Stadtentwicklung und Wohnen (BSW) – als Auf­
traggeber (AG) beabsichtigt den Abschluss eines Ver­
trages über die Durchführung einer Studie zur Ent­
wicklung des Wohnverhaltes und der Wohnpräferen­
zen in Hamburg. Ziel dieser Studie ist es zu erforschen, 
wie sich aufgrund welcher Ursachen und Zusammen­
hänge das Wohnverhalten und die Wohnpräferenzen 
verschiedener Zielgruppen und Haushaltstypen auf 
dem Hamburger Wohnungsmarkt in den vergangenen 
Jahren entwickelt haben, welche gegenwärtigen und 
zukünftigen Auswirkungen diese Entwicklungen auf 
den Wohnungsmarkt, die Wohnungswirtschaft und 
Quartiere haben und welche Chancen, Risiken, Hand­
lungserfordernisse und Handlungsmöglichkeiten sich 
für die Wohnungs- und Stadtentwicklungspolitik 

Hamburgs aus der Gesamtschau aller betreffenden 
Zusammenhänge und in Anbetracht der speziellen 
Hamburger Rahmenbedingungen ergeben. 

Ort der Leistungserbringung: 21109 Hamburg

6)	 ggf. Anzahl, Größe und Art der Lose bei Losaufteilung 
(§ 22 UVgO):

	 Die Vergabe erfolgt als Gesamtauftrag. 

7)	 Zulassung von Nebenangeboten (§ 25 UVgO):

Nebenangebote sind nicht zugelassen

8)	 Etwaige Bestimmungen über die Ausführungsfrist

Vom 1. Februar 2022 bis 30. September 2022

Abweichend von den genannten Daten, die einer Ori­
entierung dienen, beginnt der Vertrag mit Zuschlags­
erteilung und Ablauf der Frist zur Veröffentlichung 
nach HmbTG und endet mit der Erbringung der voll­
ständigen Leistung.  

9) 	 Elektronische Adresse, unter der die Vergabeunterla­
gen abgerufen werden können oder die Bezeichnung 
und die Anschrift der Stelle, die die Vergabeunterlagen 
abgibt oder bei der sie eingesehen werden können

https://fbhh-evergabe.web.hamburg.de/ 
evergabe.bieter/DownloadTenderFiles.ashx? 

subProjectId=w88JzYfI9oU%253d   

10) 	Teilnahme- oder Angebots- und Bindefrist

Teilnahme- oder Angebotsfrist: 3. August 2021, 10.00 
Uhr

11)	 ggf. Höhe geforderter Sicherheitsleistungen (§ 21 Abs. 
5 UVgO):

	 siehe Vergabeunterlagen 

12) 	Wesentliche Zahlungsbedingungen oder die Angabe 
der Unterlagen, in denen sie enthalten sind:

	 siehe Vergabeunterlagen 

13)	 Die mit dem Angebot oder dem Teilnahmeantrag vor­
zulegenden Unterlagen, die der Auftraggeber für die 
Beurteilung der Eignung des Bewerbers oder Bieters 
und des Nichtvorliegens von Ausschlussgründen ver­
langt

	 es wird auf die Bekanntmachung bei der EU verwiesen 

14) 	Angabe der Zuschlagskriterien, sofern diese nicht in 
den Vergabeunterlagen genannt werden (§ 43 UVgO):

Wirtschaftlichstes Angebot: 
Freie Verhältniswahl Preis/Leistung 
Preis-/Leistungsverhältnis (%): 30/70 

Hamburg, den 5. Juli 2021

Die Finanzbehörde 911

Öffentliche Ausschreibung

Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg

Vergabenummer: SBH VOB ÖA 248-21 CR

Verfahrensart: Öffentliche Ausschreibung

Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Umbau Verwaltung BS10, 
Brekelbaumspark 10 in 20537 Hamburg

Bauauftrag: Tischler

Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 43.000,– Euro

Ausführungsfrist voraussichtlich: 
Beginn: ca. September 2021; 
Fertigstellung: ca. Oktober 2021
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Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
21. Juli 2021 um 10.00 Uhr

Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.

Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43

Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs­
plattform unter: http://www.hamburg.de/bauleistungen/

Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga­
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.

Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.

Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter­
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.

Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post oder 
E-Mail.

Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home­
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
http://www.schulbau.hamburg/ausschreibungen/.

Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig­
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras­
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 6. Juli 2021

Die Finanzbehörde
913

Öffentliche Ausschreibung 

Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg

Vergabenummer: SBH VOB ÖA 269-21 SM

Verfahrensart: Öffentliche Ausschreibung

Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Umbau Verwaltung BS10, 
Brekelbaumspark 10 in 20537 Hamburg

Bauauftrag: Trockenbau

Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 91.000,– Euro

Ausführungsfrist voraussichtlich: 
Beginn: schnellstmöglich nach Beauftragung; 
Fertigstellung: ca. September 2021

Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
21. Juli 2021 um 10.00 Uhr

Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.

Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43

Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs­
plattform unter: http://www.hamburg.de/bauleistungen/

Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga­
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.

Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.

Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter­
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.

Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post oder 
E-Mail.

Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home­
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
http://www.schulbau.hamburg/ausschreibungen/.

Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig­
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras­
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 6. Juli 2021

Die Finanzbehörde
914

Öffentliche Ausschreibung

Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg

Vergabenummer: SBH VOB ÖA 251-21 LG

Verfahrensart: Öffentliche Ausschreibung

Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Umbau Verwaltung BS10, 
Brekelbaumspark 10 in 20537 Hamburg

Bauauftrag: Maler

Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 22.000,– Euro

Ausführungsfrist voraussichtlich: 
Beginn: ca. September 2021; 
Fertigstellung: ca. Oktober 2021

Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
20. Juli 2021 um 10.00 Uhr

Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.

Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43

Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs­
plattform unter: http://www.hamburg.de/bauleistungen/

Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga­
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.

Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.

Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter­
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.

Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post oder 
E-Mail.
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Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home­
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
http://www.schulbau.hamburg/ausschreibungen/.

Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig­
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras­
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 6. Juli 2021

Die Finanzbehörde
915

Öffentliche Ausschreibung 

Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg

Vergabenummer: SBH VOB ÖA 267-21 LG

Verfahrensart: Öffentliche Ausschreibung

Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Umbau Verwaltung BS10,  
Brekelbaumspark 10 in 20537 Hamburg

Bauauftrag: Estrich

Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 18.000,– Euro

Ausführungsfrist voraussichtlich: 
Beginn: schnellstmöglich nach Beauftragung; 
Fertigstellung: ca. August 2021

Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
20. Juli 2021 um 10.00 Uhr

Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.

Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43

Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs­
plattform unter: http://www.hamburg.de/bauleistungen/

Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga­
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.

Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.

Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter­
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.

Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post oder 
E-Mail.

Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home­
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
http://www.schulbau.hamburg/ausschreibungen/.

Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig­
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras­
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 6. Juli 2021

Die Finanzbehörde
916

Verhandlungsverfahren 
Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg
Vergabenummer: SBH VgV VV 109-21 IG
Verfahrensart: Verhandlungsverfahren
Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Neubau Klassenräume, Verwaltung und Mensa 
am Standort Billwerder Straße 31
– Projektmanagementleistungen in Anlehnung an §§ 2+3 
AHO Heft Nr. 9
Leistung:
Auf dem Grundstück Billwerder Straße 31 in 21033 Ham­
burg ist der Zu- und Ersatzbau von Klassenräumen, Verwal­
tung und Mensa geplant.
Der Neubau soll eine Projektfläche von ca. 3.570 m² aufwei­
sen. Die Maßnahme soll gem. Gebäudeenergiegesetz als ein 
Effizienzgebäude-Standard EG 40 errichtet werden. Eine 
Unterkellerung ist nicht vorgesehen. Die Fertigstellung ist 
für August 2025 vorgesehen.
Das Projektbudget (KG 200-700) exkl. Projektsteuerungs­
leistungen für den Neubau beträgt ca. 9,3 Mio. Euro brutto. 
Die Einhaltung der genannten Kostenobergrenze in Bezug 
auf die beschriebene Planungsaufgabe ist wesentlicher 
Bestandteil der Aufgabenstellung.
Eine Machbarkeitsstudie zur Klärung der Umsetzung einer 
5- oder 6 Zügigkeit wurde von Büro Hartmut Bade aus 
Hamburg erstellt.
Im Ergebnis wird der vorhandene leerstehende Bestand 
(Gebäude 01-09) vor Errichtung des Neubaus in 2021 
zurückgebaut. Zudem wird ein Hamburger Klassenhaus 
und eine 2-Feld-Sporthalle aus bestehenden Rahmenver­
einbarungen realisiert.
Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 345.000,– Euro
Ausführungsfrist voraussichtlich: 
Vertragslaufzeit ca. 45 Monate.
Schlusstermin für die Einreichung der Teilnahmeanträge: 
3. August 2021 um 14.00 Uhr
Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43
Die Bekanntmachung sowie die Vergabeunterlagen und die 
„Fragen & Antworten“ finden Sie auf der Zentralen Veröf­
fentlichungsplattform unter: http://www.hamburg.de/liefe­
rungen-und-leistungen/
Hinter dem „LINK Bieterportal“ sind im Bieterportal die 
Vergabeunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung 
zum Download kostenfrei hinterlegt. Dort gelangen Sie 
auch in die elektronische Vergabe. Nach Registrierung im 
Bieterportal reichen Sie Ihre Bewerbung bitte rein elektro­
nisch ein. TEILNAHMEANTRÄGE UND ANGEBOTE 
KÖNNEN AUSSCHLIESSLICH ELEKTRONISCH 
ABGEGEBEN WERDEN.
Ein Versand der „Fragen & Antworten“ per E-Mail erfolgt 
automatisch aus der elektronischen Vergabe, sofern Sie als 
Bewerber im Bieterportal registriert sind und als solcher 
angemeldet auf die Ausschreibung zugegriffen haben.
Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des öffentlichen Teilnahmewettbewerbs finden Sie 
zudem auf der Homepage des Landesbetriebes SBH | Schul­
bau Hamburg unter: http://www.schulbau.hamburg/aus­
schreibungen/.

Hamburg, den 7. Juli 2021

Die Finanzbehörde
917
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Öffentliche Ausschreibung 
Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg
Vergabenummer: SBH VOB ÖA 243-21 SM
Verfahrensart: Öffentliche Ausschreibung
Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Zubau Sporthalle, Mensa, Klassenräume, 
Carl-Cohn-Straße 2 in 22297 Hamburg
Bauauftrag: Fliesen
Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 114.000,– Euro
Ausführungsfrist voraussichtlich: 
Beginn: ca. April 2022; Fertigstellung: ca. Juli 2022
Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
5. August 2021 um 10.00 Uhr
Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.
Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43
Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs­
plattform unter: http://www.hamburg.de/bauleistungen/
Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga­
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.
Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.
Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter­
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.
Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post oder 
E-Mail.
Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home­
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
http://www.schulbau.hamburg/ausschreibungen/.
Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig­
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras­
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 7. Juli 2021

Die Finanzbehörde
918

Öffentliche Ausschreibung 
Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg
Vergabenummer: SBH VOB ÖA 256-21 IE
Verfahrensart: Öffentliche Ausschreibung
Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Sanierung Gebäude 01, 02 und 03, 
Rellinger Straße 13-15 in 20257 Hamburg
Bauauftrag: Sanitär
Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 151.000,– Euro
Ausführungsfrist voraussichtlich: 
Beginn: ca. Januar 2022; Fertigstellung: ca. August 2022
Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
4. August 2021 um 10.00 Uhr

Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.

Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43

Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs­
plattform unter: http://www.hamburg.de/bauleistungen/

Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga­
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.

Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.

Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter­
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.

Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post oder 
E-Mail.

Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home­
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
http://www.schulbau.hamburg/ausschreibungen/.

Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig­
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras­
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 7. Juli 2021

Die Finanzbehörde
919

Öffentliche Ausschreibung 

Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg

Vergabenummer: SBH VOB ÖA 259-21 SW

Verfahrensart: Öffentliche Ausschreibung

Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Sanierung Gebäude 01, 02 und 03, 
Rellinger Straße 13-15 in 20257 Hamburg

Bauauftrag: Kommunikations-, Sicherheits- und 
informationstechnische Anlagen

Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 140.000,– Euro

Ausführungsfrist voraussichtlich: 
Beginn: ca. Januar 2022; Fertigstellung: ca. August 2022

Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
4. August 2021 um 10.00 Uhr

Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.

Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43

Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs­
plattform unter: http://www.hamburg.de/bauleistungen/

Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga­
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.
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Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.

Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter­
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.

Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post oder 
E-Mail.

Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home­
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
http://www.schulbau.hamburg/ausschreibungen/.

Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig­
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras­
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 7. Juli 2021

Die Finanzbehörde
920

Öffentliche Ausschreibung

Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg

Vergabenummer: SBH VOB ÖA 260-21 CR

Verfahrensart: Öffentliche Ausschreibung

Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Sanierung Gebäude 01, 02 und 03, 
Rellinger Straße 13-15 in 20257 Hamburg

Bauauftrag: Elektro

Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 206.000,– Euro

Ausführungsfrist voraussichtlich: 
Beginn: ca. Januar 2022; Fertigstellung: ca. August 2022

Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
4. August 2021 um 10.00 Uhr

Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.

Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43

Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs­
plattform unter: http://www.hamburg.de/bauleistungen/

Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga­
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.

Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.

Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter­
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.

Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post oder 
E-Mail.

Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home­
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
http://www.schulbau.hamburg/ausschreibungen/.

Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig­
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras­
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 7. Juli 2021

Die Finanzbehörde
921

Öffentliche Ausschreibung 
Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg
Vergabenummer: SBH VOB ÖA 263-21 AS
Verfahrensart: Öffentliche Ausschreibung
Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Sanierung Gebäude 01, 02 und 03, 
Rellinger Straße 13-15 in 20257 Hamburg
Bauauftrag: Maler und Lackierer
Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 154.000,– Euro
Ausführungsfrist voraussichtlich: 
Beginn: ca. Juni 2022; Fertigstellung: ca. August 2022
Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
4. August 2021 um 10.00 Uhr
Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.
Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43
Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs­
plattform unter: http://www.hamburg.de/bauleistungen/
Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga­
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.
Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.
Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter­
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.
Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post oder 
E-Mail.
Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home­
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
http://www.schulbau.hamburg/ausschreibungen/.
Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig­
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras­
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 7. Juli 2021

Die Finanzbehörde
922

Öffentliche Ausschreibung
Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg
Vergabenummer: SBH VOB ÖA 250-21 AS
Verfahrensart: Öffentliche Ausschreibung
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Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags:
Umbau Verwaltung BS10,
Brekelbaumspark 10 in 20537 Hamburg
Bauauftrag: Bodenbelag
Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 51.000,– Euro
Ausführungsfrist voraussichtlich:
Beginn: ca. November 2021;
Fertigstellung: ca. November 2021
Schlusstermin für die Einreichung der Angebote:
21. Juli 2021 um 10.00 Uhr
Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische
Angebotsabgabe zugelassen.
Kontaktstelle:
SBH | Schulbau Hamburg
Einkauf/Vergabe
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de
Telefax: 040 / 4 27 31 ­ 01 43
Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs­
plattform unter: http://www.hamburg.de/bauleistungen/
Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga­
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.

Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.

Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E­Mail und können Ihr Angebot nicht unter­
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.

Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post oder 
E­Mail.

Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home­
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
http://www.schulbau.hamburg/ausschreibungen/.

Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig­
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras­
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 7. Juli 2021

Die Finanzbehörde
923
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